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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Wir dokumentieren mit freundlicher Ge- 
nehmigung des Autors einen Artikel, der 
zuerst in der Wochenzeitung „Freitag er- 
schienen ist. 


reißig Jahre nach ihrem gewaltsamen 

Tod am 9. Mai sind die Bilder so scharf 
wie am ersten Tag. Die veröffentlichten Bil- 
der vor allem. Das erste Fahndungsplakat, 
das erste Foto der Verhafteten, das Bild der 
Erhängten. 

1970, 1972, 1976 - die Jahreszahlen deu- 
ten es an: Der Aufstieg der Publizistin Ul- 
rike Meinhof vom intellektuellen Star einer 
Studentenzeitung zur Ikone der politischen 
Moral und der Menschrechte vollzog sich 
binnen eines kurzen, letzten Lebensab- 
schnitts. Was davor war und warum sie zur 
RAF ging, bleibt weitgehend ausgeblendet. 
Es könnte ihrem letzten radikalen Schritt 
eine unerwünschte Plausibilität verleihen. 

Die Nachwelt hat sie fast ganz aufdie Rol- 
le einer Jeanne d’Arc des Widerstands ge- 
gen den Leviathan, die allmächtige Über- 
person des Staates, reduziert. Man hat sie 
eingereiht in die olympische Schar derer, 
die bereit sind, für ihre Überzeugungen zu 
sterben, wie die Heiligen Sokrates, Hus, Gi- 
ordano Bruno und Michael Kohlhas, der 
1540 zwar Recht bekam, wegen Landfrie- 
densbruchs jedoch gerädert wurde. 

Junge Frauen, meist noch Schülerinnen, 
die sich im beginnenden 21. Jahrhundert 
Mut anlesen wollen für die nächste Kam- 
pagne gegen die Globalisierung, verschlin- 
gen die Bücher, die von ihr handeln, egal 


Noch immer kein Friede 


Erinnerung an Ulrike Meinhof, die vor 30 Jahren im Hochsicherheits- 
trakt Stuttgart-Stammheim starb. Von Peter 0. Chotjewitz 


wie authentisch sie sind. Eine viel gelesene 
Biografie ist nicht zufällig bei Beltz & Gel- 
berg, also in einem Jugendbuchverlag, er- 
schienen. 

Der Schmutz, mit dem willige Autoren im 
Sold gigantischer Staatsschutzapparate sie 
seit Mai 1970, das heißt seit der Schießerei 
im Westberliner Otto-Suhr-Institut, zu dif- 
famieren und abzukanzeln versuchen, ha- 
ben nicht ihre Entwicklung zur Lichtgestalt 
verhindert, der auch konservative Histori- 
ker wie Joachim Fest gebührenden Respekt 
zollen. 

Die RAF ist besiegt, aber es herrscht kein 
Friede. Ihre Analysen und Zielvorstellun- 
gen, nachzulesen in Manifesten, die auch 
Meinhofs Handschrift tragen, leben weiter 
in einer Art Kenotaph. Nur eine Option hat 
der Staat, sich gegen diese schlummernde 
Gefahr zu wappnen. Er muss aufhören, sich 
als Erfüllungsgehilfe der Plutokratie zu be- 
greifen, und stattdessen konsequent und 
wirksam zum Sachwalter der Bedürfnisse 
der unteren Klassen des eigenen Volkes wie 
der ausgebeuteten Völker der armen Staa- 
ten und Kontinente werden. 

Die Erschütterung, die Ulrike Meinhofs 
Tod 1976 auslöste, führte bundesweit zu 
heftigen Demonstrationen. In Frankfurt am 
Main, wo man sich vor dem Studentenhaus 
versammelte, kam es zu Zusammenstößen 
mit den Ordnungskräften. Ich kam aus 
Stuttgart und habe noch heute eine aufge- 
wühlte Stadt vor Augen - sehe eine abge- 
fackelte Polizeiwanne vor mir, aber 
das mag eine andere Demo gewesen 
sein. 

An den staatlich verkündeten 
Selbstmord glaubten wenige. Das 
hing mit dem Stand der Konfronta- 
tion zusammen. Das OLG Stuttgart, 
das fünf RAF-Kader aburteilen soll- 
te, hatte bereits einen Angeklagten 
verloren - Holger Meins, den man 
im November 1974 in Wittlich an & 
Unterernährung sterben ließ. Die R 
übrigen drei Angeklagten sollten 
siebzehn Monate später, ebenfalls in 
der JVA Stuttgart-Stammheim, un- 
ter ungeklärten Umständen zu Tode 
kommen, sodass keines der Urteile 


jemals rechtskräftig wurde. 

Vor allem bei Sistierungen starben die 
heiß begehrten Staatsfeinde. Mehrfach 
wurden unbewaffnete oder bereits wehrlos 
am Boden liegende Menschen erschossen, 
so dass der Eindruck entstand, es gebe ei- 
ne Order von oben, keine Gefangenen zu 
machen. Werner Sauber (Daniel de Roulet 
hat ihm in seinem Roman Double ein Denk- 
mal gesetzt) wird am 9. Mai 1975 auf ei- 
nem Kölner Parkplatz erschossen, als er 
wehrlos auf dem Asphalt liegt - genau ein 
Jahr vor Ulrike Meinhof. Der Arzt Karl- 
Heinz Roth, der neben ihm im Fahrzeug saß, 
wird lebensgefährlich verletzt. Der Dritte, 
Roland Otto, bleibt unversehrt. Als Roth 
und Otto freigesprochen werden, tönen Po- 
lizisten: „Man hätte die zwei anderen eben- 
falls erschießen sollen.“ 

Die Reihe ließe sich lange fortsetzen. Von 
Rauch und Weißbecker, über Stoll und van 
Dyck, bis hin zu Grams. Alle erschossen in 
Situationen, die keinen polizeilichen 
Schusswaffengebrauch rechtfertigten. Ge- 
wiss, die Colts saßen locker auf beiden Sei- 
ten, und man mag die Schießfreudigkeit ei- 
niger Beamter damit erklären, dass sie sel- 
ber um ihr Leben fürchten mussten. Eine 
Entschuldigung ist es weder in moralischer 
noch in juristischer Hinsicht. 

Nahrung erhielten die Zweifel im Fall 
Meinhof im Übrigen auch durch den Be- 
richt einer internationalen Untersuchungs- 
kommission (erschienen im Verlag Maspe- 


ro, Paris), die 1978 erklärte: „Die Behaup- 
tung der staatlichen Behörden, Ulrike Mein- 
hof habe sich durch Erhängen selbst getö- 
tet, ist nicht bewiesen. Die Ergebnisse der 
Untersuchungen legen den Schluss nahe, 
dass sich Ulrike Meinhof nicht selber er- 
hängen konnte.“ 

Ulrike Meinhof war freilich schon eine 
Berühmtheit, bevor sie mit anderen die Ro- 
te Armee Fraktion gründete, die sich als be- 
waffneter Arm des antiimperialistischen 
Widerstands verstand, und die man - un- 
vorsichtig gesagt - leninistisch nennen 
konnte. Ich erinnere mich der Begeisterung, 
mit der wir ihre Kolumnen in der Zeitschrift 
konkret lasen, die im Verlag von Klaus Wa- 
genbach vorliegen, der seine Autorin auf 
seiner Website allerdings, kleine Ignoranz, 
bereits 1972 sterben lässt. 

Ich konsumierte seit 1955 das Blatt, das 
für die APO zeitweise eine gewisse Rolle 
spielte, und las seit etwa 1960 zuerst im- 
mer Meinhofs analytisch-polemische Arti- 
kel, die heute noch lesbar und aktuell sind. 
Sie zeigen die Bandbreite ihres sozialen und 
politischen Engagements. Nationale The- 
men wie der Verbleib alter Nazis, die Not- 
standsgesetze oder Armut, finden sich in 
ihrem umfangreichen journalistischen 
Werk ebenso wie Probleme der internatio- 
nalen Politik: Imperialismus, Befreiungs- 
kämpfe in der Dritten Welt, Trikontinenta- 
le, Indochina-Krieg, Studentenunruhen in 
den USA. 

Was heute ihre Tochter Bettina Röhl in ei- 
nem unsäglichen Enthüllungsbuch als Sen- 
sation verhökern kann, war den damaligen 
Bewunderern der Meinhof längst bekannt. 
Dass sie mit der verbotenen KPD, der So- 
wjetunion und der DDR sympathisierte - 
immer kritisch freilich. Dass sie sich durch 
die Bewegung gegen den Atomkrieg und 
die Ostermärsche der fünfziger Jahre schon 
einen Namen gemacht hatte. Dass siein den 
humanistischen Traditionen des Abend- 
lands wurzelte, christlich vorgeprägt war. 
Dass sie ihre schon damals seltene ethische 
Rigidität zum Teil auch Renate Riemeck 
verdankte, die um 1960 zu den Galionsfi- 
guren der politisch eher unbedeutenden 
Deutschen Friedensunion gehörte. 

Die Entscheidung für den bewaffneten 
Kampf im Frühsommer 1970 wurde von 
vielen dennoch als Bruch gedeutet und mit 
Unverständnis quittiert. Dabei lag es in der 
Logik der außerparlamentarischen Opposi- 
tion, die Exzesse und Auswirkungen der 
postfaschistischen kapitalistischen Gesell- 
schaftsordnung nicht länger nur verbal zu 
attackieren. 

In der Literatur werden die Trennung vom 
Ehemann, von der vergleichsweise klein- 
bürgerlichen Existenz im Quartier der bes- 
seren Gesellschaft an der Hamburger Elb- 
chaussee und der Umzug nach Westberlin 
nicht deutlich genug als Reaktion auf den 
Zeitgeist interpretiert. Tatsächlich stand das 
Projekt, den Staat als Bollwerk des Impe- 
rialismus und seine obszönsten Repräsen- 
tanten direkt zu attackieren und den Wi- 


derstand durch die Propaganda der Tat zu 
verschärfen, spätestens seit dem 2. Juni 
1967 auf der Tagesordnung - dem Tag al- 
so, als die Westberliner Obrigkeit eine De- 
monstration vor der Deutschen Oper brutal 
niederknüppeln und einen Studenten heim- 
tückisch erschießen ließ, um die Lage zu es- 
kalieren. 

Ulrike Meinhof verließ Haus und Hof vier 
Tage vor der Internationalen Konferenz ge- 
gen den verbrecherischen Krieg der USA in 
Indochina, der am 17. Februar 1968 in 
Westberlin begann. Das Kommunique der 
Tagung, die in einer großen Demo ausklang, 
liest sich noch heute wie ein Aufruf, end- 
lich zum Aufruhr überzugehen. Es forder- 
te schlicht die politische und organisatori- 
sche Zusammenarbeit mit den revolu- 
tionären Befreiungsbewegungen und die 
Schaffung einer Einheitsfront des Wider- 
stands in den USA und den westeuropäi- 
schen Ländern. Gegner: Der US-Imperialis- 
mus und seine europäischen Handlanger. 
Ziel: Die sozialistische Weltrevolution. 

Keine zwei Monate später brannten in 
Frankfurt am Main zwei Kaufhäuser - ein 
Ereignis, das allgemein als Gründungsze- 
remonie der RAF gefeiert wird, da es zwei 
Protagonisten in die Illegalität trieb, auch 
wenn der Schaden sich in bescheidenen 
Grenzen hielt. Ulrike Meinhof widmete der 
Brandstiftung eine wohlmeinende Rezensi- 
on, die von großen Teilen der damaligen 
Linken wiederum als Freibrief verstanden 
wurde, in dieser Richtung weiterzuarbeiten. 
Mag sein, dass die Urheber der Schlussre- 


solution der Vietnam-Konferenz ihre auf- 
munternden Worte nicht so meinten, wie 
sie uns damals erscheinen mussten. Mag 
sein, dass sie später retirierten, als ihnen 
klar wurde, was sie angerichtet hatten und 
sie Angst vor der eigenen Courage beka- 
men. 

Fakt ist, Meinhof und die anderen Grün- 
derinnen der RAF durften sich guten Glau- 
bens Hoffnung machen, ihr Kampf werde 
auf der legalen Ebene Sympathien und Un- 
terstützung finden. Die RAF war, darüber 
redet heute niemand mehr, nie als Masse- 
norganisation angelegt, sondern als Kader- 
gruppe und Speerspitze, um die politischen 
Widersprüche zu verschärfen und die 
Handlungsspielräume der legalen Opposi- 
tion zu erweitern. Es gehört zur Tragik der 
Organisation, dass diese Option nicht ge- 
nutzt wurde und stattdessen schon bald ein 
Prozess der Entsolidarisierung in Gang ge- 
setzt wurde, der auch gut gemeinte Rat- 
schläge wie Bölls „freies Geleit für Ulrike 
Meinhof“ fürderhin ausschloss. 

Die Haftbedingungen, denen Meinhof ab 
1972 planvoll ausgesetzt wurde, waren 
mörderisch. In Köln-Ossendorf wurde sie 
drei Mal total isoliert - das erste Mal, gleich 
nach ihrer Verhaftung, 237 Tage lang. Über 
die psychischen und körperlichen Folgen 
dieser Art von Folter schrieb sie einen er- 
schütternden Bericht, der inzwischen Lite- 
raturgeschichte ist. 

Das Ziel der zahllosen Entwürdigungen 
war klar und wurde offen erklärt: Brechung 
der Persönlichkeit. Man wollte der Öffent- 
lichkeit die Irre vor- 
führen, sie dazu veran- 
lassen, sich von ihrer 
politischen Biografie zu 
distanzieren und die 
Genossen im Unter- 
grund aufzufordern, 
den ungleichen Kampf 
aufzugeben. Bei einigen 
gelang dies. Gegen die 
Hauptangeklagten, die 
nicht aufgaben, mus- 
sten härtere Maßnah- 
men her. Andere, die 
sich nicht instrumenta- 
lisieren ließen, wie Chri- 
stian Klar und Birgit 
Hogefeld, sitzen noch 
heute. 

Aberes waren nichtso 
sehr die Haftbedingun- 
gen, die in Stammheim 
nach Prozessbeginn 


Gerhard Richter: Por- 
trät von Ulrike Mein- 
hof nach einem Foto 


Ein Brief Ulrike Meinhofs aus dem Toten Trakt 


Aus der Zeit vom16.6.72 bis 9.2.73, in der Ulrike im Toten Trakt in Köln-Ossendorf 
inhaftiert war 


das Gefühl, es explodiert einem der Kopf (das Gefühl, die Schädeldecke müßte ei- 
gentlich zerreißen, abplatzen) - 

das Gefühl, es würde einem das Rückenmark ins Gehirn gepreßt, 

das Gefühl, das Gehirn schrumpelte einem allmählich zusammen, wie Backobst z.B. 
das Gefühl, man stünde ununterbrochen, unmerklich, unter Strom, man würde fern- 
gesteuert - 

das Gefühl, die Assoziationen würden einem weggehackt - 

das Gefühl, man pißte sich die Seele aus dem Leib, als wenn man das Wasser nicht 
halten kann - 

das Gefühl, die Zelle fährt. Man wacht auf, macht die Augen auf: die Zelle fährt; nach- 
mittags, wenn die Sonne reinscheint, bleibt sie plötzlich stehen. Man kann das Ge- 
fühl des Fahrens nicht absetzen. Man kann nicht klären, ob man vor Fieber oder vor 
Kälte zittert - 

man kann nicht klären, warum man zittert - 

man friert. 

Um in normaler Lautstärke zu sprechen, Anstrengungen, wie für lautes Sprechen, fast 
Brüllen - 

das Gefühl, man verstummt - 

man kann die Bedeutung von Worten nicht mehr identifizieren, nur noch raten - 
der Gebrauch von Zisch-Lauten - s, ß, tz, z, sch - ist absolut unerträglich - 

Wärter, Besuch, Hof erscheint einem wie aus Zelluloid - 

Kopfschmerzen - 

flashs - 

Satzbau, Grammatik, Syntax - nicht mehr zu kontrollieren. Beim Schreiben: zwei Zei- 
len - man kann am Ende der zweiten Zeile den Anfang der ersten nicht behalten - 
Das Gefühl, innerlich auszubrennen - 

das Gefühl, wenn man sagen würde, was los ist, wenn man das rauslassen würde, das 
wäre, wie dem anderen kochendes Wasser ins Gesicht zischen, wie z.B. kochendes 
Tankwasser, das den lebenslänglich verbrüht, entstellt - 

Rasende Aggressivität, für die es kein Ventil gibt. Das ist das Schlimmste. Klares Be- 
wußtsein, daß man keine Überlebenschance hat; völliges Scheitern, das zu vermitteln; 
Besuche hinterlassen nichts. Eine halbe Stunde danach kann man nur noch mecha- 
nisch rekonstruieren, ob der Besuch heute oder vorige Woche war - 

Einmal in der Woche baden dagegen bedeutet: einen Moment auftauen, erholen - hält 
auch für paar Stunden an - 

Das Gefühl, Zeit und Raum sind ineinander verschachtelt - 

das Gefühl, sich in einem Verzerrspiegelraum zu befinden - 

torkeln - 

Hinterher: fürchterliche Euphorie, daß man was hört - über den akustischen Tag- 
Nacht-Unterschied - 

Das Gefühl, daß jetzt die Zeit abfließt, das Gehirn sich wieder ausdehnt, das Rücken- 
mark wieder runtersackt - über Wochen. 

Das Gefühl, es sei einem die Haut abgezogen worden. 


übrigens etwas gelockert wurden, auch 
wenn sie nie über die Kleinstgruppen-Iso- 
lation hinauskamen, was wir (ich vertrat 
damals Andreas Baader) fast bei jedem mei- 
ner Besuche im siebten Stock in der JVA 
Stammheim erörterten. Ein wichtiges The- 
ma war, dass die politische Situation 
draußen ständig prekärer wurde und die So- 
lidarität mit den Gefangenen nachließ. 
Fanden Ziele und Methoden der RAF im 
Sommer 1972 noch Sympathien in weiten 
Teilen der westdeutschen Bevölkerung, so 
bröckelte die Bereitschaft, sich zumindest 
für eine Verbesserung der Haftbedingungen 
einzusetzen, nach dem Tod von Holger 
Meins und der Erschießung des Westberli- 
ner Kammergerichtspräsidenten Günter 
von Drenkmann im Spätherbst 1974. 

Es gibt Briefe aus dem Knast an bekann- 


te Persönlichkeiten, die davon zeugen, dass 
die Inhaftierten sich zunehmend allein ge- 
lassen fühlten, bis sie schließlich schutzlos 
waren. Woran es lag, dass die kämpferische 
Aufbruchstimmung der späten sechziger 
Jahre in Feigheit und Resignation um- 
schlug, ist ein anderes Thema. Es hing mit 
Pressehetze und der Kriminalisierung der 
Linken zusammen, sofern sie sich nicht pro- 
phylaktisch distanzierte. 

Als Ulrike Meinhof starb, erlebten wir ein 
letztes Aufbäumen der Öffentlichkeit, was 
daran lag, dass sie eine angesehene Intel- 
lektuelle und eine der großen Hoffnungen 
der deutschsprachigen Publizistik gewesen 
war. Nach den Anschlägen von 1977 wa- 
ren auch die meisten Linken froh, dass die 
populärsten Kader der RAF endlich tot wa- 
ren. 


Vor 25 Jahren 
starb Sigurd Debus 
im Hungerstreik 


Wir möchten an Sigurd erinnern, dessen Tod 
sich zum fünfunzwanzigsten Mal jährte. 
Ausdrücklich möchten wir an seinen Todes- 
tag den 16. April 1981 erinnern, weil sein 
Kampf um bessere Haftbedingungen von al- 
len bürgerlichen und leider auch linken Me- 
dien ignoriert wurde .Er starb anlässlich ei- 
nes Hungerstreiks. 

Sigurd wurde als Mitglied einer illegalen 
Gruppe 1974 verhaftet. Der Hungerstreik der 
Gefangenen aus der RAF begann am 1. Fe- 
bruar 1981. 

„In dieser Lage jahrelang voneinander iso- 
liert und von jedem gemeinsamen politi- 
schen Prozess und der Außenwelt abge- 
schlossen, sind wir entschlossen, mit unse- 
rem einzig wirksamen Mittel - dem kollek- 
tiven, unbefristeten Hungerstreik - die Tren- 
nung zu durchbrechen und uns Bedingun- 
gen für kollektive Lern- und Arbeitsprozes- 
se zu erkämpfen, um als Menschen zu über- 
leben.“ (aus der Hungerstreikerklärung) 

Die Forderungen waren u.a.: 

- Zusammenlegung 

- Auflösung der Hochsicherheitstrakte 

- Aufhebung aller Formen von Isolation 

Sigurd, der in Hamburg-Fuhlsbüttel in- 
haftiert war, schloss sich am 11.2. den Hun- 
gerstreik an, weil er mit den Gefangenen der 
RAF und allen anderen kämpfenden Inhaf- 
tierten zusammenkommen wollte. Er wurde 
seit dem 19. März gegen seinen Willen und 
gegen seinen Widerstand im Zentralkran- 
kenhaus des Untersuchungsgefängnisses 
Hamburg zwangsernährt. 

„Zwangsernährung ist keine medizinische 
Maßnahme, sondern nur ein Gewaltmittel, 
den Widerstand von Menschen zu brechen. 
Übereinstimmend mit 80 ÄrztInnen aus 
Holland meinen wir, dass Zwangsernährung 
als Folter zu betrachten ist. Sie ist in dieser 
lebensbedrohlichen Situation sogar ein di- 
rekter Angriff auf das Leben.“ (aus einem 
Offenen Brief westdeutscher ÄrztInnen.) 


Am 16. April 1981 wurde von den Behör- 
den Sigurds Tod bekannt gegeben. Sein An- 
walt schrieb: „Alle Anzeichen deuten dar- 
auf hin, dass die Zwangsernährung im Zen- 
tralkrankenhaus des Untersuchungsgefäng- 
nis den Tod von S.D bewirkt hat.“ 

Obwohl Sigurd schon einige Tage klinisch 
tot war, wurde sein Ableben erst am 16. April 
durch den Staat bekannt gegeben, an dem 
Tag, an dem der Hungerstreik beendet wur- 
de. Die Herrschenden wollten damit sugge- 
rieren, dass die Gefangenen wegen Sigurds 
Tod den Streik beendet hatten, und nicht, 
weil es Zusagen staatlicherseits gab, die Iso- 
lation aufzuheben. Der Staat hielt seine Zu- 
geständnisse nicht ein. 

Sigurds Tod konnte nie aufgeklärt werden, 
da Teile seiner Krankenakte verschwanden. 
Die verantwortlichen Mediziner und Beam- 
te blieben in Amt und Würden. Viele Men- 
schen, die den Hungerstreik unterstützt hat- 
ten, kamen zu der Überzeugung, Sigurd 
musste sterben, weil er mit dem Gefangenen 
aus der RAF zusammenkommen wollte. 


Aktion für Freilassung am 
1. Mai in Paris 


Anlässlich der 1.Mai-Demo in Paris hatte 
das Kollektiv für die Freilassung der Mili- 
tanten aus Action Directe „Ne laissons pas 
faire!“ nach Paris mobilisiert. 

„Deswegen rufen wir Euch dazu auf, den 
ersten Mai zu einem starken Moment in der 
Mobilisierung werden zu lassen: wir wer- 
den massiv Flugblätter verteilen, Transpa- 
rente tragen, mit einer Lautsprecheranlage 
revolutionäre Lieder und Parolen verbrei- 
ten, um uns dann in die Demonstration ein- 
zureihen und einen sichtbaren Block für die 
Befreiung der Gefangenen aus Action Di- 
recte zu bilden.“ (aus dem Aufruf) 

Einige Genossinnen und Genossen aus 
der BRD sind diesem Aufruf gefolgt und 
waren mit Transparenten am Stand des Kol- 
lektivs und im Block auf der Demo zuge- 
gen. 

Bevor wir uns einreihten, zog ein Groß- 
teil der Demo an uns vorbei. 

Unsere Transparente sorgten für einige 
Aufmerksamkeit wegen der Inhalte und der 
deutschen Sprache, aber auch weil auf ei- 
nem Transparent Figuren des bekannten 
französischen Zeichners Pardi zu sehen wa- 
ren. 

Wir wurden oft angesprochen und foto- 
grafiert, und es wurden viele Flugblätter 
verteilt. 

Die Genossinnen und Genossen des Un- 
terstützungskomitees für George Ibrahim 
Abdallah, einem kommunistischen Revolu- 
tionär aus dem Libanon, der seit über 20 
Jahren im französischen Knast sitzt, hatten 
in der Nähe einen Stand aufgebaut und be- 
teiligten sich ebenfalls an unserem leider 
kleinen Block auf der Demo, der dann mit 
Parolen für die Freilassung der Militanten 
aus Action Directe und von George zum 
Kundgebungsort zog . 
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Jean-Marc Rouillan zum Tode von Joelle 


Der erste Morgen ohne sie 


Jo&lle hat uns auf Zehenspitzen verlassen. 
Sie, die so viele Kämpfe ausgefochten hat, 
ist in ihrem Bett, von der Krankheit da- 
vongetragen, gestorben. 


Als sie noch sehr jung war, wählte sie oh- 
ne Rückversicherung den bewaffneten 
Kampf. Sie gehörte zum Heer der Aufstän- 
dischen, das von den Barrikaden von Paris 
bis zur Guerilla von Altiplanno die Ge- 
schichte in ein helles Licht taucht. 

Die Kommunarden sind unsere Brüder 
und die Petroleuses* unsere Schwestern, wie 
auch diejenigen unsere Brüder und Schwe- 
stern bleiben, die in den sonnenüberflute- 
ten palästinensischen Straßen und in den 
dunklen Sierras Kolumbiens kämpfen. Und 
Joälle werden wir nicht stärker beweinen 
als jede andere gestorbene Schwester. Sie 


hätte das nicht gewollt. Jo@lle war eine un- 
ter vielen Kämpferinnen. Sie verstand sich 
als solche. 

Wie viele mögen es sein, die sie in der 
Stunde ihres Todes begleitet haben. In der 
Nacht ahmen sie die Kolonnen der Gueril- 
la nach, sie führen sie und sie folgen ihr. 
Still gehen sie in Stellung und entfernen 
sich. Dennoch, sie verschwinden niemals 
vollständig. Unsere Herzen bewahren ihr 
Lächeln. Und nach uns werden andere Ge- 
nossInnen in die erste Reihe treten und sie 
kennen und lieben lernen. 

Sie haben gelitten, wie sie gelitten hat. 
Manche einsam, verwundet, sterbend. An- 
dere wurden gefangen genommen, nieder- 
gestreckt durch eine Kugel ins Genick oder 
in Ketten gelegt, vergewaltigt und gefoltert 
in einer schmierigen und abstoßenden Zel- 


le. 

Und diese Heldinnen sind es, die von den 
Schreiberlingen im Dienste der Todes- 
schwadrone, von Anti-Guerilla-Brigaden, 
von mafiösen Machthabern, von feigen 
Richtern und von denen, die sich dem Recht 
des Stärkeren unterworfen haben, ohne zu 
erröten und mit verzerrtem Gesicht „Terro- 
ristinnen und Mörderinnen“ genannt wer- 
den. Ulrike, Mara, Elisabeth, Wafa, Arzu, 
Olaia ... an diesem ersten Morgen ohne sie 
tragt ihr Kämpferinnen den Namen: Joälle. 

Tag für Tag habt ihr in ihrem rebellischen 
Wesen weiter gelebt. Denn sie verteidigte 
diese ewige und universelle Gemeinschaft. 
Joelle wurde zur Rosario der Barrikaden 
von Madrid, besungen von Miguel Hern- 
andez: „Rosario, dinamitera, Du könntest 
ein Mann sein und Du bist die Essenz der 
Frau, die Gischt des Schützengrabens. Wür- 
devoll wie ein Sieges- und Ruhmesbanner.“ 
Und wie Rosario, die Rote, verstreute auch 
Joelle ihre Kraft und säte „Bomben in den 
Geist der Verräter“. 

Und zur Stunde, in der man ihren toten 
Körper wäscht, reinigt in einem weit ent- 
fernten Lager eine junge Frau, aufihre Auf- 
gabe konzentriert, ihre Waffe. Hat sie viel- 
leicht Hunger? Friert sie? Hat sie Sehnsucht 
nach ihrer Familie oder nach der hellen 
Straße ihres Dorfes? Sie weiß nichts davon, 
dass ich an diesem besonderen Morgen ei- 
ne immense Zärtlichkeit für sie empfinde 
und ihre zerbrechliche Silhouette in Erin- 
nerung an Joälle liebkose. 

Ich habe nichts vergessen ... Im Juni 80 
bin ich ihr an einem Regentag an der Mau- 
er der Kommunarden zum ersten Mal be- 
gegnet. Sie trug einen weinroten Parka und 
war von Kopfbis Fuß klatschnass. Und von 
da an war sie bei uns und hat uns niemals 
verlassen. Sie hat die Zeit der Guerilla mit- 
gemacht, die Klandestinität, den Prozess, 
die Isolationsfolter, die endlosen Hunger- 
streiks. Und wie am ersten Tag hat sie nie 
versucht, sich in Sicherheit zu bringen. 
Letzten Monat bestand ihre geschwächte 
Stimme am Telefon darauf, noch einmal, 
das letzte Mal, mit uns eine Erklärung zu 
unterschreiben. 

An diesem Morgen erinnere ich mich an 
alles, an die Gesichter der Abtrünningen 
undan die, dieuns verraten und beschmutzt 
haben. Ich erinnere mich an die hasserfüll- 
ten Gesichtszüge des Richters und an die 
Beschimpfungen der Schläger. Aber ich will 
nur ihr klares Lachen und ihre rote Mähne, 
die einer Fahne des Sonnenuntergangs 
glich, zurückbehalten. Sicher, sie war die 
Jüngste und die zerbrechlichste. Aber im 
Verlauf dieser drei Jahrzehnte haben ande- 
re, die älter, gebildeter, stärker waren, nichts 
gelernt und haben sich letzten Endes un- 
terworfen und, was noch schlimmer ist, ha- 
ben sich an die unannehmbare Barbarei 
gewöhnt. Und im Gegensatz dazu und wie 
eine schöne Hüterin der Grenze wuchs sie 
dort, wo die Herrschenden plünderten und 
Luft und Erde vergifteten, jeden Tag emp- 
findsamer für das Leid der Unterdrückten 


und härter gegen die kriminelle Macht ih- 
rer Feinde.... 

Ihr Bild mit einem Finger auf den Mund 
gelegt fordert mich auf zu schweigen. Ich 
gebe es zu, ich habe bereits zuviel gesagt. 
Lassen wir das Schweigen sein Werk tun. 

Ich muss den Weg wieder aufnehmen. 
Wie oft habe ich mit ihr das Versprechen 
geschrieben: „Seguiremos adelante!“ 

So ist das Engagement der Guerilleros. 
Und alle, wo auch immer wir leben und oh- 
ne Rast kämpfen werden, werden wie ein 
einziger Mann, eine einzige Frau voran- 
schreiten und die Worte des Genossen Er- 
nesto Guevara murmeln: 

„An welchem Ort uns der Tod auch über- 
raschen mag, er sei willkommen, wenn un- 
ser Kriegsruf nur aufgenommen wird und 
eine andere Hand nach unseren Waffen 
greift und andere Menschen bereit sind, die 
Totenlieder mit Maschinengewehrsalven 
und neuen Kriegs- und Siegesrufen anzu- 
stimmen ...“ 

Jean-Marc Rouillan 
Gefangener aus Action Directe 
Lannemezan, Donnerstag 2. März 2006 


* Anm.d.Ü.: Frauen, die während der Pari- 
ser Kommune mit Petroleum Feuer legten 


Vielschichtige Repression 


Christian S. wurde ein Aufschub des Haft- 
antritts gewährt, da ein weiteres ärztliches 
Gutachten noch aussteht. Außerdem mus- 
ste seine Krankenkasse zugeben, ihm un- 
rechtmäßig gekündigt zu haben (die AOK 
erhielt vom Jobcenter weiterhin Kranken- 
geld für Christian). 

Zusätzlich wurde er am 4. April vom 
(Hauptzollamt) unsanft geweckt, da dieses 
nach verwertbaren Gegenständen in seiner 
Wohnung suchen wollte. Hintergrund ist 
ein Vollstreckungsauftrag vom 21. Oktober 
05 der von Richter Gutschalk unterschrie- 
ben wurde, da das Jobcenter von Christian 
300 Euro zurückforderte. Da er während des 
genannten Zeitraums in Untersuchungs- 
haft saß, wusste er nichts von der Forde- 
rung. Beim Tür-Aufbrechen, obwohl je- 
mand gerade diese von innen öffnen woll- 
te, hat geholfen der Schlüsseldienst Schroe- 
der. Die Zollbeamten Rose, Neumann und 
Zander nahmen CD-Player und Playstati- 
on an sich. Die Durchsuchung, die Kündi- 
gung der Krankenversicherung und der 
zeitnahe Haftantritt zeigt, wie vielschichtig 
Repression sein kann. 


Dazu ein Veranstaltungshinweis 


Berlin, 23. Mai KATO [U-Bhf. Schlesisches 
Tor | 20:30 Uhr] Podiumsdiskussion 


„Kodierte Polizeizeugen vor 
Gericht” 


Veranstaltung der Kritischen JuristInnen 
Berlin 


Im Einsatz: Getarnt. Vor Gericht: Kodiert. 
Von der Öffentlichkeit: Unkontrollierbar. 

Es diskutieren: Dr. Peter Faust [Vorsit- 
zender des Deutschen Richterbundes in 
Berlin und Vorsitzender Richter am Land- 
gericht]; Volker Ratzmann [Rechtspoliti- 
scher Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen 
im Berliner Abgeordnetenhaus] ; Silke Stud- 
zinski [Strafverteidigerin] 

Bei der Podiumsdiskussion soll versucht 
werden, die Problematik der Sperrer- 
klärungen in Strafverfahren aus unter- 
schiedlichen Blickwinkeln zu beleuchten. 
Daher wird es ein Podium mit Vertretern 
aus den Bereichen Rechtsprechung, Straf- 
verteidigung und Rechtspolitik geben. Zum 
einen interessieren uns die Einschätzungen 
aus der Rechtssprechungspraxis von Rich- 
ter Dr. Peter Faust. Wie gehen Richterinnen 
und Richter mit der Tatsache um, dass ih- 
nen von Seiten der Exekutive durch Sper- 
rerklärungen Informationen vorenthalten 
werden, die für ihre freie Beweiswürdigung 
erforderlich wären? Hier erscheint vor al- 
lem die Frage interessant, inwieweit Urtei- 
le auf Aussagen von Zeugen gestützt wer- 
den können, deren Glaubwürdigkeit nicht 
durch das Gericht überprüft werden kann. 

Aus der Perspektive der Strafverteidige- 
rin wird Silke Studzinski über die Ein- 
schränkungen berichten, die sich durch 
Sperrerklärungen und Codierungen für die 
Rechte der Verteidigung ergeben. 

Aus dem Bereich der Politik soll Volker 
Ratzmann (Rechtspolitischer Sprecher 
Bündnis90/Grüne) die Frage beantworten 
wie verhindert werden kann, dass in Zu- 
kunft Polizeibeamte in Verfahren gegen lin- 
ke AktivistInnen nur noch kodiert auftre- 
ten. Darüber hinaus scheint interessant, ob 
die Verschleierung der Klarnamen von Po- 
lizeibeamten aus Spezialabteilungen auch 
deren Schutz vor Strafverfolgung dienen 
soll. 

Die Veranstaltung findet vor dem Hinter- 
grund des im Januar abgeschlossenen Ver- 
fahrens gegen den Berliner Antifaschisten 
Christian S. statt. In diesem Verfahren ver- 
urteilte das Amtsgericht Tiergarten die An- 
tifaschistInnen Leila R. und Christian S. am 
11. Januar 2006 wegen Landfriedensbruchs 
pp zu einem Jahr Haft bzw. 7 Monaten auf 
Bewährung. Gegenstand des Prozesses war 
ein vermeintlicher Flaschenwurf in Rich- 
tung behelmter Polizeikräfte am Rande ei- 
ner antifaschistischen Demonstration ge- 
gen einen Naziaufmarsch in Dresden am 13. 
Februar 2005. Besondere Beachtung fand 
das Verfahren in der Öffentlichkeit vor al- 
lem deshalb, weil die drei polizeilichen 
Hauptbelastungszeugen im Prozess ano- 
nym und mit verändertem Aussehen auf- 
traten. Die drei Zeugen gehören zu speziel- 
len Einheiten des LKA, die in der Vergan- 
genheit vermehrt durch Straftaten aufge- 
fallen sind. Grundlage des oben genannten 
Vorgehens ist eine Sperrerklärung der Se- 
natsverwaltung für Inneres bezüglich der 


Bekanntgabe der Identität der Polizeizeu- 
gen. —— 


Eine solche Praxis stellt in Bezug auf - 
wenn auch zivil auftretende - einfache Po- 
lizeibeamte ein Novum im deutschen Straf- 
verfahren dar. Vor allem seitens der An- 
waltschaft aber auch seitens der Gerichte 
bestehen große Bedenken, falls dieser Fall 
Schule machen sollte. 

Anlässlich der auftretenden Fragen, die 
u.a. die rechtsstaatliche Auswirkungen der 
Kodierung für die Zukunft, die Vereinbar- 
keit dieses Vorgehens mit den hierfür vor- 
gesehenen Rechtsgrundlagen und die 
Glaubwürdigkeit der Zeugen betreffen, 
werden die ReferentInnen die Problematik 
jeweils aus ihrer Perspektive beleuchten 
und hoffentlich gemeinsam Handlungsop- 
tionen entwickeln. 

Weitere Informationen zum Thema unter 
http://freechristian.gulli.to 


Einige Informationen 
zur Situation der 
Aachener Gefangenen 


Bart (verurteilt zu 3,5 Jahren) ist weiterhin 
in Düsseldorf. Die Zulassung der Revision 
wird im Sommer entschieden, was ebenfalls 
mit einer neuen Entscheidung über die U- 
Haft zusammengeht. Die zweite Chance, 
eventuell eher rauszukommen, ist dann im 
Oktober, wenn er 2/3 des ersten Urteils ab- 
gesessen hat. 


Gabriel (verurteilt zu 13 Jahren) ist noch 
immer in Aachen. In einem Zivil-Prozess 
ist er zu einer Geldbuße von 2500 Euro für 
den zerschossenen Reifen der Polizei ver- 
urteilt worden, weshalb nun das Geld von 
seinem Knastkonto „geklaut“ wird. 

„im Moment passiert wirklich etwas Un- 
glaubliches mit mir .... Es ist deutlich, dass 
der Bundesgrenzschutz will, dass ich ihnen 
2500 Euro bezahle, weil ich 2004 einen Rei- 
fen ihres Autos angeschossen habe. Sie ha- 
ben nun damit angefangen, Geld von mei- 
nem Knastkonto zu stehlen ... Sie haben mir 
schon 60 Euro weggenommen; Geld, das 
meine Familie und meine companeras ge- 
sendet haben.“ 

Gabriel befindet sich noch immer im Sta- 
tus der Untersuchungshaft, da eine Revisi- 
on eingeleitet wurde. Ihm steht „normaler- 
weise“ zweimal im Monat ein Einkauf für 
insgesamt 200 Euro zu. Davon müssen auch 
sämtliche Schreibutensilien und Körper- 
pflegeartikel bestritten werden. Aus Protest 
gegen die Maßnahmen hat Gabriel aufge- 
hört zu rauchen, weil er es sich nicht mehr 
leisten kann. 

Sein Anwalt versucht gerade herauszu- 
finden, was da passiert. 


Jose (verurteilt zu 14 Jahren) ist seit De- 
zember 05 in der JVA Bochum und seine 
Situation ist „besser“. 

Kurz nach dem Urteil wird Jose ohne 
Ankündigung nach Mitternacht in seiner 
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Zelle in Aachen aus seinem Bett geworfen 
und nach Köln verlegt. Er kann nichts von 
seinen persönlichen Sachen mitnehmen. 

Als zwei Wochen später bekannt wird, 
dass Jose 12 Tage lang im Hungerstreik war, 
von denen er auch 4 Tage lang nichts ge- 
trunken hat, folgte eine Welle des Protestes: 
Der Richter und der Knast werden mit Fa- 
xen, Telefonanrufen und Emails bedrängt. 
Gleichzeitig gibt es in ganz Europa direkte 
Aktionen in Solidarität mit Jose. Nachher 
erklärte Jose, dass er nicht wirklich einen 
Hungerstreik geplant hatte, sondern dass er 
nur nichts mehr von den Schließern an- 
nehmen wollte, bis ihm zumindest die 
wichtigsten Sachen zurückgegeben werden 
(Adressen, um Briefe zu schreiben, ein Wör- 
terbuch, um sich in deutsch zu verständi- 
gen usw.). So hat er auch die Knastkleidung 
verweigert, weswegen er tagelang nackt in 
seiner Zelle saß und nicht einmal draußen 
war. Die Weigerung, zu essen und zu trin- 
ken musste er aufgeben, da er zweimal kurz 
nacheinander Probleme mit dem Herzen 
hatte. 

Kurz nach den internationalen Aktionen 
wird er nach Bochum verlegt: Hier werden 
ihm endlich die mi- 
nimalen Rech: aut 
die ihm als 
Untersu- 1 # 
chungsgefan- 

(z.B. das Tragen 
seiner eigenen 
Kleidung), aber 


te anerkannt, 
genen zustehen 
er steht 


ter einem Re- 
gime von speziel- 
ler Aufsicht. Er darf 
keine Aktivitäten mit 
anderen Gefangenen it I, 
machen, so kann er auch r . 
keinen Deutschstunden folgen. Er hat nur 
mit einem anderen Mitgefangenen Um- 
schluss (für eine Stunde zusammen auf der 
Zelle sein). Jose hat mit einem anderen 
langjährigen Gefangenen Freundschaft ge- 
schlossen, der jetzt „zufällig“ genau in den 
Moment Küchendienst hat, wenn der Um- 
schluss stattfindet. So ist Jose faktisch wie- 
der isoliert. Daneben macht er sich Sorgen 
um seine Post: er kriegt die letzte Zeit ex- 
trem wenig Briefe und hat Angst, dass der 
größte Teil zurückgehalten wird. 

Relativ gesehen hält er sich jedoch gut, 
ist voller Kampflust und beginnt das Deut- 
sche besser zu beherrschen. Jeder Besuch 
endet mit einer warmen Umarmung für al- 
le, die ihn nicht vergessen. 


Knastzeitung licht- 
blick beschlagnahmt 


Der lichtblick ist die Zeitschrift aus der JVA 
Tegel, die seit 1968 existiert und eine Auf- 
lage von 6000 Exemplaren hat (siehe auch 
Gefangenen Info 306). Im Folgenden ein 
Interview, das die Redaktion Knast und Ju- 
stiz beim Freien Senderkombinat (FSK) aus 
Hamburg mit einem Redakteur der Knast- 
zeitung führte. 


Ich spreche jetzt mit dem Redakteur And- 
reas Werner. Die Berliner Zeitung schrieb 
am 14.März: „Gefängnischef ließ Knast- 
zeitung einstampfen! Anzeige gegen Re- 
dakteure wegen Beleidigung!“ Was hat den 
Leiter der Anstalt, Herrn Lange-Lehngut, 
dazu bewogen, die gesamte Ausgabe zu be- 
schlagnahmen? 

Zu dem Zeitpunkt, als man die Zeitschrift 
anhielt, wurden unsere Räumlichkeiten 
(Redaktion und Lager) vorsorglich abge- 
schlossen und wir wussten nicht, weshalb 
und warum diese Aktion durchgezogen 
wurde. Zusätzlich wurden wir Redakteure 
auch eingeschlossen. Das war am Freitag, 
den 24.2. 

Am darauf folgenden Montag, den 27.2., 
haben wir vom Anstaltsleiter ein Schrift- 
stück erhalten, wo relativ oberflächlich drin 
stand, dass er die gesamte Ausgabe be- 
schlagnahmen musste wegen strafrechtli- 
cher Relevanz und Schutz der Öffentlich- 
keit. 


Kannst du mir inzwischen mitteilen, um 
welche inkriminierten Artikel es sich dabei 
handelt? 

Unsere Aufgabe als Gefangenenzeitung 
ist es, auf Missstände innerhalb des Knastes 
u.a. hinzuweisen und auch mitzuwirken, 
dass diese abgestellt werden. Hier gab es zu 
dem Zeitpunkt, als diese Zeitschrift her- 
ausgekommen ist, einen Vorfall, wo an- 
geblich zwei Gefangene von Beamten ver- 
prügelt worden sind. 


War das im Dezember letzten Jahres, als 
Häftlinge dagegen protestierten, dass der 
Fernsehempfang ausfiel. 

Das war aber nicht der gleiche Vorfall, 
sondern einen Tag später soll in einem an- 
deren Hafthaus ein weiterer Übergriff von 
Bediensteten gegenüber Gefangenen statt- 
gefunden haben. Es soll dort in einer ab- 
geschwächten Form zu einer Meuterei ge- 
kommen sein, wo 27 Inhaftierte auf Miss- 
stände hingewiesen haben. Das wurde aber 
in einigen Zeitungen falsch dargestellt, dass 
sie Unfrieden stiften wegen des gestörten 
TV-Empfang. 

Das war aber nur einer von vielen Punk- 
ten. Wir hatten das auch bemängelt, dass 
man nur auf Sekundäres sowohl auf Seiten 
der Anstalt als auch in den Medien ausge- 
wichen ist und nicht die primären Punkte 
berücksichtigt hat. 


EZ durchs Gedrönge 1pTl" au 
rogen, 


gen, 


lichtblick-Redakteur bei der Arbeit - ND-Montage 


Die wesentlichen Kritikpunkte sind: Über- 
belegung, keine Resozialisierungs- und Be- 
treuungsmaßnahmen sowie fehlende Sozi- 
alarbeiter bzw. Gruppenleiter. Gab es wei- 
tere Gründe für die Beschlagnahmung? 

Wir gehen davon aus, das es die Summe 
der Artikel und die Härte der Vorwürfe wa- 
ren. Hätte nur ein solcher Beitrag im licht- 
blick gestanden, wäre wohl niemand dar- 
auf aufmerksam geworden. Hier haben sich 
aber 5 bis 6 Artikel in einer Zeitung kon- 
zentriert. Hinzu kam die Empfindlichkeit 
des Senats und einzelner Beamte, die ver- 
mutlich damit überfordert waren. 


Es hat auch eine Anzeige gegen euch 4 Re- 
dakteure gegeben? 

Ja, es ist gegen uns Strafanzeige von dem 
Anstaltsleiter sowie von der Gewerkschaft 
der Bediensteten gestellt worden. 


Wie geht es jetzt weiter mit dem lichtblick? 

Wir waren zuerst erschrocken über den 
ganzen Vorfall, denn wir wollten nicht pro- 
vozieren und damit die Zeitschrift gefähr- 
den. Unser Ziel ist ja, die Missstände hier 
transparent zu machen! Wir sind davon 
ausgegangen, dass wir ordentlich recher- 
chiert haben. Nach der Beschlagnahme der 
Ausgabe mussten wir erst einmal zu Kennt- 
nis nehmen, dass alle auf uns einstürmten 
und meinten, wir hätten riesige Fehler ge- 
macht und somit falsch berichtet, so dass 
wir die Artikel noch einmal durchgegangen 
sind. Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, 
wir haben nichts falsch gemacht. Später 
wurden wir darauf hingewiesen, wir hätten 
da und da einen Konjunktiv verwenden sol- 
len. Daraus haben wir gefolgert, man hält 
doch deswegen nicht eine ganze Ausgabe 
an. 

Letztendlich haben wir dann peu a peu 
mitbekommen, dass es andere Empfind- 
lichkeiten geben muss, wir jemandem kräf- 
tig auf die Füße getreten sind und die nicht 
wollten, dass so was bekannt wird. 


Noch einmal die Frage, wie geht es jetzt wei- 
ter? 

Wir haben sofort Anwälte eingeschaltet, 
die die Zeitung von vorne bis hinten ge- 
prüft haben. Sie fanden nichts. Dann sind 
aber presserechtlich erfahrener Advokaten 
zu dem Ergebnis gekommen. man hätte bei 
2 Stellen den Konjunktiv verwenden bzw. 
1 Satz weglassen sollen. Das wäre aber al- 
les noch in dem Bereich gewesen, wo wir 
den lichtblick hätten schwärzen können. 

Daraufhin hat einer unser Anwälte ein 
Schlichtungsgespräch mit der Anstalt vor- 
geschlagen. Der Knast hat eingewilligt, und 
am 7. März hat das Treffen stattgefunden, 
wo wir gemerkt haben, das Schwärzen ein- 
zelner Passagen ist nicht die Lösung. Ins- 
gesamt war die Belegschaft bzw. die Lei- 
tung so aufgebracht von der Ausgabe, dass 
für sie Einstampfen die einzige Möglichkeit 
gewesen ist. 

Nach Auffassung unser Rechtsanwältln- 
nen hätten wir in der ersten Instanz bei der 
Strafvollstreckungskammer kaum Chancen 
gehabt, gegen die Anstaltsleitung zu ge- 
winnen, denn der Leiter hat wohl das Recht, 
bei Verdacht von strafrechtlicher Relevanz 
sofort einzuschreiten. 

Da die Ausgabe noch gar nicht ausgelie- 
fert war, konnten wir den normalen recht- 
lichen Weg, den eine Zeitung außerhalb der 
Mauern hat, nicht anwenden, so dass wir 
einwilligen mussten, die ganze Ausgabe zu 
überarbeiten, d.h. Artikel zu kürzen oder 
raus zunehmen, die Anstoß gefunden ha- 
ben und damit neu zu drucken und her- 
auszugeben. 


Der überarbeitete lichtblick wird bald er- 
scheinen? 

Ja, und eine weitere Ausgabe ist schon 
fertig im Computer und wird danach er- 
scheinen. Man hat uns zugesichert, dass das 
eine einmalige Maßnahme war und eine 
Kontrolle bei zukünftigen Ausgaben nicht 


mehr stattfinden soll. 
Wie können wir euch unterstützen?“ 

Wir sind schon sehr dankbar, wenn die 
Medien bei solchen Aktionen gegen uns 
darüber berichten, denn der Anstalt würde 
es auch nicht schwer fallen, so eine Gefan- 
genenzeitung relativ ruhig einschlafen zu- 
lassen. Es gibt immer Maßnahmen, die da- 
zu führen, dass entweder kein Geld da ist 
oder nicht ausreichend Personal oder Rä- 
umlichkeiten zu Verfügung stehen, die da- 
zu führen, dass eine Zeitung formal ein- 
schläft bzw. verschwindet.“ 

P.S Inzwischen ist die überarbeitete, zen- 
sierte Ausgabe erschienen. . Adresse: der 
lichtblick, Seidelstr. 39 13507 Berlin 


Hungerstreik in der 
Abschiebehaftanstalt 
Eisenhüttenstadt 


Am Samstag den 29. April 2006 habe ich, 
Collivan Sow, geboren in Kamerun und seit 
drei Jahren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, einen Hungerstreik in der Abschiebe- 
haftanstalt Eisenhüttenstadt begonnen. 

Am Vortag, Freitag den 28. April 2006 
wurde ich in Eisenhüttenstadt festgenom- 
men, verurteilt und gleich darauf zur Ab- 
schiebehaftanstalt Eisenhüttenstadt ge- 
bracht. Ich war in Begleitung meiner Recht- 
anwältin zu der dortigen Vertretung der 
Bundesanstalt für Migration und Flücht- 
linge. Offiziell hatte mich die Bundesanstalt 
nach Oranienburg zu einem Gespräch be- 
stellt, um meinen zweiten Antrag auf Asyl 
zu besprechen. Aber unmittelbar nach die- 
sem Gespräch wurde ich festgenommen, zu 
einem Gerichtssaal gebracht und daraufhin 
zu 3 Monaten Abschiebehaft verurteilt. 

Offensichtlich waren die Ausländer- 
behörden über meine Anwesenheit in Ei- 
senhüttenstadt informiert, und sie hatten 
die Polizei verständigt. Der Schritt, mit ei- 
nem Hungerstreik zu beginnen, habe ich 
nach reichlicher Überlegung in Folge mei- 
ner Festnahme in Oranienburg aus folgen- 
den Gründen beschlossen: 

1) Die von den Ausländerbehörden in 
Oranienburg gegen mich angelegte Ver- 
schwörung: 

Obwohl die Ausländerbehörden in Ora- 
nienburg mir - schriftlich - die Versiche- 
rung gegeben hatten, dass sie es nicht tun 
werden, haben sie vertrauliche Dokumente 
über mich an die Botschaft von Kamerun 
in Bonn weitergeleitet. Es handelt sich um 
vertrauliche Dokumente über meine Mit- 
gliedschaft in der SCYL, einer von der ka- 
merunischen Regierung verfolgten Partei. 
Die SCYL setzt sich für die Unabhängigkeit 
von Südwestkameruns und das Ende der 
blutigen Unterdrückung und Verfolgung 
ein. 

Die Verweigerung der Ausländerbehör- 
den, mir meinen Ausweis zurückzugeben, 


7 


obwohl sie nach meinem zweiten Antrag 

dazu verpflichtet waren. Sie haben ab- 

sichtlich versucht, meinem Aufenthalt jeg- 
licher gesetzliche Grundlagen zu entbeh- 
ren. 

2) Der vom Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge begangene Vertrauensbruch 
Obwohl das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge verpflichtet ist, mir Schutz 

zu gewähren, haben sie den Ausländer- 
behörden über meine Anwesenheit in Ein- 
senhüttenstadt informiert. 

Aus den oben genannten Gründen for- 
dere ich: 

- meine sofortige Freilassung aus der Ab- 
schiebehaft 

- die Ausländerbehörden in Oranienburg 
auf, meinen Aufenthalt zu regeln. 

- die Ausländerbehöreden dazu auf, mich 
für die Verletzung meiner Grundrechte 
und für die Tatsache um Entschuldigung 
zu bitten, dass sie versucht haben, mich 
in die Illegalität zu vertreiben 

- das Bundesamt für Migration und Flücht- 
linge dazu auf, sich für die Verletzung ih- 
rer Schutzpflicht mich um Entschuldi- 
gung zu bitten. 

Eisenhüttenstadt, den 30. April 2006 


Aufruf 


Anlässlich der Innenministerkonferenz (IMK) am 4./5. Mai in Garmisch-Partenkirchen 
hatten Flüchtlinge, MigrantInnen und Unterstützerorganisationen u.a. in Hamburg (Bild), 
Potsdam/Berlin, Köln, Göttingen, Erfurt, Herne, NÜrnberg, Wiesbaden am 22. April zu ei- 
nem Aktionstag für ein bedingungsloses Bleiberecht aufgerufen. Die IMK entscheidet als 
maßgebliche Instanz darüber, ob Flüchtlinge hier bleiben können oder nicht. - 200.000 
Menschen leben bundesweit mit einer „Duldung”, davon sehr viele hier geborene und/oder 
aufgewachsene Kinder und Jugendliche. „Geduldete” können jederzeit abgeschoben wer- 
den, und jedes Jahr werden Zehntausende aus Deutschland tatsächlich auch abgescho- 


ben. 


... ES gilt die zweite Schuld zu verhindern! 


16. Mai 1940 - 16. Mai 2006: Erinnerung an die erste Deportation der Roma und sinti aus 
Deutschland in die NS-Konzentrationslager 


Gedenkkundgebung: 

Hamburg, Hannoverscher Bahnhof 
Lohseplatz (Hafencity) 

Am: 16.Mai 2006 - 12:00 Uhr 


Am 16. Mai 1940 begannen die Nazis mit 
der systematischen „Umsiedlung“ der „Zi- 
geuner“ aus Deutschland in die NS-Kon- 
zentrationslager. 1940 wurde von Himmler 
die Anordnung getroffen, insgesamt 2.500 
Sinti und Roma aus den westlichen Teilen 
Deutschlands in das „Generalgouverne- 
ment“ zu deportieren. Zum Sammellager, in 
dem Sinti und Roma vor der eigentlichen 
Deportation konzentriert werden sollten, 
wurde der Fruchtschuppen 10 im Hambur- 
ger Hafen bestimmt. Am frühen Morgen des 
16. Mai 1940 nahmen Kommandos der Kri- 
minalpolizei etwa 550 Sinti und Roma in 
Hamburg fest und internierten sie gemein- 
sam mit Sinti und Roma aus Bremen, Win- 
sen an der Aller, Bremervörde, Wesermün- 
de und aus schleswig-holsteinischen Ge- 
meinden wie Flensburg, Kiel, Neumünster 
und Schleswig im Fruchtschuppen. Syste- 
matisch wurden die inhaftierten Männer, 
Frauen und Kinder per Namenslisten und 
Nummerierungen erfasst, „entlaust“ und 


8 


nach Wertsachen durchsucht. Nach vier Ta- 
gen der Internierung in Hamburg brachte 
sie ein Deportationszug vom Hannover- 
schen Bahnhof über Warschau und Lublin 


Roma im KZ Bergen-Belsen 


nach Belzec. Nachdem die Roma und Sin- 
ti zur Errichtung des „Zigeunerlagers“ her- 
angezogen wurden, setzte man sie zur 
Zwangsarbeit in der Umgebung ein. Viele 


von ihnen starben nach kurzer Zeit an Käl- 
te, Hunger, Typhus oder Ruhr. 

Wie viele Roma und Sinti insgesamt dem 
deutschen NS-Rassenwahn zum Opfer ge- 
fallen sind, ist bis heute nicht geklärt es wird 
von einer halben bis einer Million ausge- 
gangen. 

Heute, nach nunmehr 66 Jahren, sind 
Hunderttausende Roma vor den Kriegen im 
ehemaligen Jugoslawien geflohen. Seit Be- 
ginn der Balkankriege sind Tausende Roma 
Opfer von ethnisch motivierter Gewalt ge- 
worden. Mehr als hunderttausend Roma 
aus dem Kosovo sind vor den Gräueltaten 
der Kosovo-albanischen Milizen und den 
Kriegshandlungen der NATO geflohen oder 
wurden aus ihrer Heimat vertrieben. Opfer 
eines Krieges, mit dem sie nichts zu tun hat- 
ten. Diejenigen, die ihr Leben vor ethnisch 
motivierter Gewalt, vor NATO-Bomben und 
„ethnischen Säuberungen“ retten konnten, 
vegetierern in menschenunwürdigen 
„Flüchtlingslagern“ in Mazedonien, Serbi- 
en und Montenegro dahin, oder sind, wie 
in Deutschland, von Abschiebungen be- 
droht. Keine „Internationale Staatenge- 
meinschaft“ fühlt sich für diese Menschen 
verantwortlich, kein westlicher „demokra- 
tischer Rechtsstaat“, der noch vor Kurzem 
bereit war, für „Menschenrechte“ zu bom- 
ben, ist heute bereit, die Opfer von Men- 
schrechtverletzungen, Gewalt und ethni- 
schen Säuberungen aufzunehmen. Alle In- 
ternationalen Menschenrechtsorganisatio- 
nen (u.a. COE, UNHCR, OSCE, ) sind sich 
darin einig, dass es keine Rückkehr für Ro- 
ma in ihre Heimatorte gibt. 

Der Krieg gegen Jugoslawien wurde von 
der damaligen Bundesregierung mit dem 
moralischen Anspruch „nie wieder Ausch- 
witz“ legitimiert. Nach fast sieben Jahren 
Einsatz der Bundeswehr im Kosovo, unter 
der Aufsicht der Internationalen Staaten- 
gemeinschaft und vor den Augen der Bun- 
deswehr, haben albanische Separatisten es 
geschafft, das Kosovo ethnisch zu säubern 
und in einen zweiten albanischen „Staat“ 
zu verwandeln, in dem die Sicherheit von 
Minderheiten nicht mehr gewährleistet 
werden kann. 

Dieser versuchte Völkermord und die eth- 
nischen Säuberungen an den Roma im ehe- 
maligen Jugoslawien werden weder von 
den Medien thematisiert noch von denen 
zur Kenntnis genommen, die erst vor ein 
paar Monaten die „Menschenrechte“ auf 
dem Balkan „herbeibomben“ wollten! 

Seit über sechs Jahren versuchen die In- 
teressenvertretungen der Flüchtlinge und 
Vertriebenen sowohl mit der deutschen Re- 
gierung als auch mit der Internationalen 
Staatengemeinschaft über die Zukunft der 
Roma aus dem ehemaligen Jugoslawien zu 
sprechen. Beide waren bislang nicht bereit, 
sich ernsthaft mit dem Schicksal der Roma 
auseinander zu setzen. Stattdessen werden 
Pläne erarbeitet, um spezielle „Collective 
Camps“ (Gemeinschafts-Lager) im Kosovo 
unter der Leitung der IOM zu errichten, in 
denen zu deportierende Roma unterge- 


bracht werden sollen. Die „International 
Organisation for Migration“ oder kurz IOM 
gilt, in vielen Teilen der Welt, als die „Hand- 
langer-Organisation“ für Deportationen 
und Betreiberin von De-facto-Internie- 
rungslager für Flüchtlinge. 

Fast 20.000 Roma ist die Flucht nach 
Deutschland gelungen, oder sie wurden als 
„Kosovo-Albaner“ willkommen geheißen. 
Schwer traumatisiert, verfolgt und vertrie- 
ben warten diese Menschen täglich auf ih- 
re Abschiebung „zurück“ in einen Staat, der 
nicht mehr existiert. In eine Heimat, die ih- 
nen geraubt wurde, deportiert in eine Um- 
gebung, in der es keinen Schutz vor Über- 
griffen gibt. 

Viele der Männer, Frauen und Kinder, 
Menschen die hier leben, integriert sind, ar- 
beiten oder hier zur Schule gehen werden 
gezwungen, als geduldete Ausländer zum 
Teil seit über 25 Jahren auf ihre Abschie- 
bung zu warten. 

Die Heimat dieser 
Deutschland geworden! 


Flüchtlinge ist 


Wer könnte berufener sein als die Deut- 
schen, für Roma und Sinti besondere Sor- 
ge zu tragen und sich der historischen Ver- 
antwortung zu stellen. Welches Land in Eu- 
ropa könnte berufener sein, sich für die Ein- 
haltung der Menschrechte für Roma und 
Sinti in Europa einzusetzen. 

Wir appellieren daher an die Bundesre- 
gierung, zu Ihrer Verantwortung zu stehen, 
sowohl aus der gemeinsamen Geschichte 
des NS-Holocaust, als auch als Konsequenz 
ihrer Beteiligung am Balkankrieg. 

e Bleiberecht für Roma aus dem ehemali- 
gen Jugoslawien! 

e Beteiligung der Roma an den Statusver- 
handlungen über das Kosovo! 

° Keine „Collective Camps“ für Roma! 

® Unterstützung der Roma in Europa! 


... Es gilt die zweite Schuld zu verhindern. 


Erstunterzeichner: 

Günther Grass - Literatur Nobelpreisträger, Rom 
und Cinti Union e.v. (RCU), Europäisches Zentrum 
für Antiziganismusforschung (EZAF), RomNews 
Society, Marko D. Knudsen, Tino M. Knudsen, Il- 
diko Tarjan, Janina Janson - Vize Präsidentin des 
European Roma and Traveller Forum (ERTF) - 
Strassbourg - und Vetreterin der Deutschen Ro- 
ma und Sinti im ERTF, Jacek Glowacki, East meets 
West - International Roma youth Network (EMW- 
IRYN), Viola Horvatova, Karl-Heiz „Lolo“ Weiss - 
und Vetreter der Deutschen Roma und Sinti im 
ERTF - General Sekretär der RCU, 


Greifswalder 
68-Protest im Visier 
des Staatsschutzes? 


Wie der Solidaritätsorganisation Rote Hilfe 
Greifswald bekannt wurde, ist am Montag, den 
24. April 2006, in Greifswald vor dem Ju- 
gendzentrum Klex ein ziviles Observations- 
fahrzeug enttarnt worden. Es handelte sich da- 
bei um einen roten Kleintransporter Marke 
VW T4 mit (nach unseren Erkenntnissen) 
falschem Brandenburger Kennzeichen (TF-CZ 
56). Das Observationsfahrzeug war mit 
Scheinausbauten im Stile eines Elektriker- 
Fahrzeuges sowie einer verspiegelten Heck- 
scheibe versehen. Bei genauerer Betrachtung 
konnte in der Fahrerkabine eine verdeckte Vi- 
deokamera entdeckt werden, die von einem 
Mann (dem späteren Fahrer des Kfz) bedient 
wurde. In der Nähe des Jugendzentrums Klex 
(Lange Straße Ecke Kapaunenstraße) wurden 
darüber hinaus noch zwei weitere männliche 
Personen in Zivil ausgemacht, die ebenfalls an 
dem Observationseinsatz teilnahmen. 
Während der Aktion und der Enttarnung des 
Überwachungseinsatzes wurden die Besuche- 
rInnen des Klex weiterhin aus dem Fahrzeug 
heraus ohne Angabe von Gründen gefilmt. 
Nach einiger Zeit mussten die staatlichen 
Schnüffler ihre Aktion abbrechen und fuhren 
wieder von dannen. 

Als Ziel ihrer Überwachung hatten sich die 
staatlichen Schnüffeldienste diesmal offenbar 
das Jugendzentrum Klex sowie die Greifs- 
walder G8-Protestgruppe ausgewählt. Bei der 
G8-Protestgruppe handelt es sich um Perso- 
nen, die sich mit der Politik und Propaganda 
der sog. G8-Gruppe (ein Zusammenschluss ei- 
niger der wirtschaftlich mächtigsten Staaten 
der Welt, die knapp 70% des Weltsozialpro- 
duktes auf sich vereinen) sowie den sozialen 
und ökologischen Auswirkungen dieser Aus- 
beutungspolitik beschäftigen. 

Ob es sich bei der geheimdienstlich operie- 
renden Aktion am 24. April um einen Einsatz 
des Inlandsgeheimdienstes (Verfassungs- 
schutz) oder der politischen Polizei (Staats- 
schutz) gehandelt hat, ließ sich bisher nicht 
feststellen. Fest steht jedoch, dass das Ziel die- 
ser Observationsmaßnahme offenbar die legi- 
timen Proteste gegen die G8 und deren Tref- 
fen im Seebad Heiligendamm 2007 waren. Po- 
litisch verantwortlich für den Einsatz sowohl 
der politischen Polizei als auch des Verfas- 
sungsschutzes zeichnet der Innenminister von 
Mecklenburg-Vorpommern, Dr. Gottfried 
Timm (SPD). Während seine Koalitionspart- 
nerin in Schwerin, die Linkspartei.PDS, die ge- 
planten Proteste gegen den G8-Gipfel 2007 in 
Heiligendamm begrüßt und unterstützt, 
scheint der Innenminister demokratische Um- 
gangsformen weit hinter sich gelassen zu ha- 
ben. Statt in einen inhaltlichen Diskurs über 
die Politik der G8-Staaten und den Sinn bzw. 
Unsinn eines G8-Gipfels in Mecklenburg-Vor- 
pommern einzusteigen, scheint Innenminister 
Timm lieber auf vordemokratische Schnüffel- 
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dienste zurückzugreifen, um KritikerInnen 
heimlich abzufilmen, auszuspähen und ein- 
zuschüchtern. 

Es ist anzunehmen, dass dies nicht der letz- 
te derartige Schritt der hiesigen Landesregie- 
rung sein wird, um die G8-kritische Bewegung 
in diesem Bundesland auszuforschen und zu 
kriminalisieren. Wahrscheinlich wird es inden 
kommenden Wochen und Monaten auch zu 
polizeilichen Hausbesuchen oder Anwerbe- 
versuchen des Verfassungsschutzes kommen. 

In diesem Zusammenhang möchten wir 
noch einmal eindringlich davon abraten, sich 
auf wie auch immer geartete Gespräche mit 
Polizei oder Geheimdiensten einzulassen. 
Diese Gespräche haben nur den einen Zweck: 
Protestbewegungen auszuforschen und zu 
zersetzen. Daher sollte weiterhin der weise 
Grundsatz gelten: Keine Gespräche mit poli- 
tischer Polizei und Staatsschutz! Solltet ihr 
dennoch Opfer eines Anwerbeversuches wer- 
den, wendet euch an die Rote Hilfe und macht 
diesen Anwerbeversuch sofort öffentlich! 
Nichts fürchten Geheimdienste mehr als ei- 
ne kritische Öffentlichkeit! Lasst euch nicht 
einschüchtern von Polizei und Geheimdien- 
sten - unsere Solidarität ist unsere stärkste 
Waffe! Rote Hilfe Greifswald, 4.5.2006 


Protestresolution 


Gegen die geheimdienstliche Überwachung 
des G8-Protestes in Greifswald e „Demo- 
kratische Spielregeln haben auch für das 
Innenministerium zu gelten!" 

Am Montag, den 24. April, wurde ein staatli- 
cher Observationseinsatz gegen die Greifs- 
walder G8-Protestbewegung durch Zufall auf- 
gedeckt. In geheimdienstlicher Manier waren 
bei dieser Überwachungsmaßnahme Besuche- 
rInnen des Greifswalder Jugendzentrums Klex 
aus einem getarnten Observationsfahrzeug 
heraus gefilmt worden. Hintergrund dieser ge- 
heimdienstlichen Methoden scheint die wach- 
sende Protestbewegung gegen den G8-Gipfel 
2007 in Heiligendamm zu sein, die dem In- 
nenministerium von Mecklenburg-Vorpom- 
mern offenbar ein Dorn im Auge ist. Auch 
wenn Innenminister Dr. Gottfried Timm (SPD) 
ein erklärter Befürworter des G8-Gipfels in 
Heiligendamm ist, sollte er doch wissen, dass 
demokratische Spielregeln eben auch für das 
Innenministerium zu gelten haben. Eine Poli- 
tik der Einschüchterung, Ausforschung, Über- 
wachung und Kriminalisierung des G8-Prote- 
stes gehört hingegen eindeutig in das Reper- 
toire eines autoritären, vordemokratischen 
Staatsverständnisses. Wir werden solche 
Überwachungs- und Kriminalisierungsmaß- 
nahmen jedenfalls nicht unwidersprochen 
hinnehmen und solidarisieren uns mit den Be- 
troffenen. 

Wir, die UnterzeichnerInnen dieser Resolu- 
tion, fordern hiermit: ®e eine öffentliche 
lückenlose Aufklärung der Ereignisse vom 24. 
April edie Löschung der entstandenen Video- 
aufzeichnungen sowie aller sonstigen in die- 
sem Zusammenhang angefertigten Daten ® die 
sofortige Einstellung der Observation und der 
Kriminalisierung des G8-Protestes 
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Chile 


Mapuche in 
lang andauerndem 
Hungerstreik 


29.4.06 Chile: 4 Gefangene Mapuche 48 
Tage im Hungerstreik. Solidarität mit Pu- 
eblo Mapuche 


Am 30. April war der Tag der Solidarität 
mit den gefangenen Mapuche. Sie sind im 
Gefängnis Angol 8 im Süden von Chile und 
befinden sich seit dem 13 März im Hun- 
gerstreik. Es handelt sich um 4 junge Men- 
schen, 3 Jungen und ein Mädchen. Die Na- 
men sind: Juan Huenulao, Patricio Marileo, 
Jaime Marileo und die Theologie-Studen- 
tin Patricia Troncoso. Sie sind auf Grund 
des neuen Antiterrorismusgesetzes 10 Jah- 
re im Gefängnis, weil sie angeblich ein 100- 
Hektar-Grundstück von „Forestal Minin- 
co“, welches sich auf Mapucheland befin- 


det, angezündet haben sollen. Bei „Forestal 
Mininco“ handelt es sich um eine Transna- 
tionale Company, die Papier herstellt und 
deren dubiose Sponsoren aus USA und Eng- 
land stammen. Die Mapuche befinden sich 
seit 48 Tagen im Hungerstreik und trinken 
nur Wasser, wegen dieses Gesetzes des Re- 
gierungspräsidiums gegen das Mapuche- 
volk und auf Grund der Aussage eines ano- 
nymen Zeugen, gegen den Willen des aut- 
hentischen Repräsentanten des Mapuche- 
volkes. 

Der Zustand der Vier ist schlecht. Patri- 
cia geht es sehr schlecht, sie muss durch- 
gehend im Bett bleiben, aber sie sind stark 
wie die Mapuche Toquis (Kriegshäuptlin- 
ge), sie widerstehen dem Druck der Auto- 
ritäten, die sie zwangsernähren wollen, ei- 
ne Entscheidung des rassistischen Staates, 
der die ökonomischen Interessen der 
großen Companys vertritt, dieden Wald ab- 
holzen und Mapu (Mutter Erde) töten. Sie 
inhaftieren die jungen Mapucheg, die für ihr 
Recht kämpfen. 

Die neue Regierung Chiles tut nichts, um 
ihre Ureinwohner zu schützen, sie arbeitet 


für das ausländische Kapital und ist kor- 
rupt, aber vergibt eine spezielle Auszeich- 
nung an die Rockgruppe „U2“ als Bot- 
schafter für die Menschenrechte, ein tota- 
ler Widerspruch und eine Verlogenheit. Es 
wird mit zweierlei Maß gemessen. Heute be- 
ten wir für diese Brüder unserer Erde, bitte 
gebt eure Solidarität für diese jungen Men- 
schen, die für eine gute Sache kämpfen. Wir 
hoffen das aus der ganzen Welt die Farben 
die Würde dieser vier erleuchten, die mit 
der spirituellen Kraft kämpfen. Alle Welt 
sollte jetzt zusammen sagen: Basta, laßt die 
Leute frei! Grenzenlose Solidarität mit den 
jungen gefangenen Mapuche im Hunger- 
streik.Es fanden Solidaritätsdemonstratio- 
nen statt in Temuko und Santiago de Chi- 
le, wo es zu größeren Ausschreitungen kam. 

SOLIDARITÄT MIT DEN INHAFTIERTEN 
MAPUCHE ! (Übersetzung aus dem Spani- 
schen 29.4.06) Informationen zum Comite 
Cerezo 


Forderungen an die 
chilenische Regierung 


1. Die sofortige Freilassung der politischen 
Gef@ngenen der MapuChe in den Ge- 
fängnissen von Traiguen, Angol und Con- 
cepcion 
2. Einen demokratischen Akt mit dem das 
schamlose Gesetz - Ley antiterrorista 
18314 - aus der Verfassung entfernt wird 
3. die Respektierung der Rechte der ur- 
sprünglichen Völker, die seit je im chile- 
nischen Staat existieren, durch gültige 
Verfassung 
4. die Zubilligung eines gerechten Prozes- 
ses für die politischen Gef@ngenen der 
MapuChe und eine Revision der bereits 
verhängten Urteile 
5. das Ende der Verfolgung der klandesti- 
nen MapuChe und die Einstellung der ju- 
ristischen Fälle 
6. das Ende jeder Art von Demütigung und 
Repression gegen die Gemeinschaften der 
MapucChe seitens der seitens der Polizei- 
kräfte Chile’s. 
7. die Ausweisung der Holzkonzerne und 
Grossgrundbesitzer aus dem Territorium 
der MapuChe, unter dem Aspekt, dass de- 
ren Volk als einziges das wahre Recht be- 
sitzt, die natürlichen Ressourcen und das 
das Gleichgewicht des Ökosystems ( das 
schon schwer beschädigt ist ) zu verwal- 
ten 

Wir sind ausserdem besorgt, um die Ge- 
sundheit der politischen Gef@ngenen der 
MapuChe, Patricia Troncoso, Patricio Ma- 
rileo Saravia, Jaime Marileo Saravia, Juan 
Carlos Huemelao Leinimil, Jose Cariqueo 
Saravia und Juan Cilihuinca Ancaluan, in- 
haftiert in Angol, die am 13. März in ei- 
nen unbefristeten Hungerstreik getreten 
sind und die auf zivile Weise für das Volk 
der MapuChe kämpfen und dabei ihr Le- 
ben riskieren. 


Die Mexiko-Plattform Wien führt zwischen 
10. Mai und 10. Juni eine Ausstellung zur 
Unterstützung des mexikanischen politi- 
schen Gefangenen und Malers Jacobo Sil- 
va sowie eine Unterschriftensammlung 
durch. Auf der Seite der Plattform heißt es: 


Stoppt die Folterun- 
gen! Gerechtigkeit für 
Jacobo Silva 


„Holt mich hier raus!“ ist der Titel eines Öl- 
bildes des in Mexiko inhaftierten Malers Ja- 
cobo Silva. Dies ist eines der bedrückenden 
Bilder, die Jacobo Silva in dem Hochsi- 
cherheitsgefängnis von La Palma gemalt 
hat und die vom 10. 5. (Eröffnung) bis 10. 
6. 06 in der Galerie Wohlleb (1030 Wien, 
Seidlg. 23) zu sehen sind. 

Jacobo Silva Nogales (geb. 1958) wurde 
im Oktober 1999 gemeinsam mit seiner 
Frau Gloria Arenas Agis (geb. 1959) ver- 
haftet. Nach einem durch anhaltende Fol- 
terungen erzwungenen Geständnis und un- 
ter Verwendung gefälschter Dokumente 
wurden beide wegen Zugehörigkeit zu ei- 
ner oppositionellen bewaffneten Bewegung 
im Bundesstaat Puebla zu 50 Jahren Haft 
verurteilt. Bereits im November 1999 be- 


richtet amnesty international Deutschland 
(AI-Index: AMR 41/023/1999) über diesen 
Fall der schweren Menschenrechtsverlet- 


zung und Folterungen. 

Amnesty International: Menschenrechts- 
verletzungen in Mexiko 

Als Hintergrundinformation veröffent- 
licht a. i. hierzu:“ In den vergangenen Jah- 
ren hat amnesty international eine stei- 
gende Anzahl von Menschenrechtsverlet- 
zungen der mexikanischen Sicherheits- 
kräfte dokumentiert. Dazu gehören will- 
kürliche Inhaftierungen, Folter, Fälle von 
‚ Verschwindenlassen’ und Hinrichtungen 
nach Schnellverfahren“ Das absolut Pro- 


blematische an der Menschenrechtssituati- 
on in Mexiko ist - und das gilt im beson- 
deren Maße auch für Jacobo Silva und Glo- 
ria Arenas - dass es hier keine Rechtssi- 
cherheit gibt, ob Verfahren begründet oder 
Verurteilungen menschenrechtswidrig sind 
und auf Folterungen, falschen Zeugenaus- 
sagen u.v.a. basieren. Dokumente von Men- 
schenrechtsorganisationen (so der weltwei- 
ten Organisation gegen Folter OMCT unter 
Caso MEX 050602.2 vom 10. 6. 2005) wei- 
sen nach, dass Jacobo Silva nach wie vor 
ein Opfer von Torturen und Isolationsfolter 
ist. So wird ihm u. a. auch immer wieder 
über lange Zeiträume das Malen verboten 
und 30 seiner Bilder wurden beschla- 
gnahmt. 

Anbetracht dieser Situation organisiere 
ich in Kooperation mit der IG Bildende 
Kunst im Hinblick auf die kommende EU- 
Lateinamerika-Tagung eine Unterschrif- 
tenaktion österreichischer Kulturschaffen- 
der. Siehe hierzu den nachfolgenden Ap- 
pell an den mexikanischen Präsidenten Vi- 
cente Fox und die dazu gehörende Unter- 
schriftenliste 

Dieter Schrage Wien, im April 2006 

Presidente de los Estados Unidos Mexi- 
canos Vicente Fox Quesada Sehr geehrter 
Herr Präsident Vicente Fox! Bei zahlreichen 
Gelegenheiten haben Sie versichert, dass 
die Menschenrechte für die Regierung ih- 
res schönen, geschichtlich so bedeutenden 
und als Reiseziel sehr geschätzten Landes 
von hoher Priorität sind. Die Abschaffung 
der Todesstrafe im vergangenen Jahr sowie 
Ihr Nationales Menschenrechtsprogramm 
wurden offiziell und international gefeiert. 
Auch haben Sie erklärt, dass es in Mexiko 
keine politischen Gefangenen gibt. Doch 
leider ist die Realität eine andere: Und so 
führen wir hier den Fall des Ehepaars Ja- 
cobo Silva Nogales (geb. 28. 11. 1958, z. Z. 
CEFERESO de la Palma)) und Gloria Aren- 
as Agis (geb. 16. 5. 1959, z. Z. CEREZO de 
Chiconautla) an. Beide erlitten willkürliche 
Verhaftungen, erzwungenes Verschwinden 
lassen sowie Folterungen und wurden oh- 
ne ordentliches Gerichtsverfahren zu über 
49 Jahren Haft verurteilt. Sie - und beson- 
ders der anhaltend gefolterte Jacobo Silvas 
- leben unter brutalsten Haftbedingungen. 
So wird z.B. kein Arzt und kein Anwalt zu 
ihnen gelassen und dem Ehepaar die Kom- 
munikation miteinander verwehrt. Ange- 
sichts Ihrer eingangs erwähnten Erklärun- 
gen ist es uns unverständlich, dass alle 
Empfehlungen internationaler Organisa- 
tionen wie Amnesty International, dem 
UNO-Hochkommissariat für Menschen- 
rechte sowie der Weltorganisation gegen 
Folter (OMCT) , die diese Fälle seit Jahren 
dokumentieren (so amnesty international, 
Library - Online documentation archive, Al 
Index: AMR 41/008/2001 vom 7. 6. 2001; 
OMCT Caso Mex 050602.2) und an Ihre Re- 
gierung, appellieren, in Mexiko nicht be- 
achtet werden. Anbetracht dieser Tatsachen 
ersuchen wir mit Nachdruck, ® sollten über- 
haupt nachvollziehbare Anklagepunkte 
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vorhanden sein, um ein gerechtes, interna- 
tionalen Rechtsnormen entsprechendes 
und von Beobachtern internationaler Men- 
schenrechtsorganisationen begleitetes Ge- 
richtsverfahren. e Den sofortigen Stopp der 
Folter sowie menschengerechte Haftbedin- 
gungen - vor allem auch für Jacobo Silval! 
- mitärztlicher Betreuung, Besuchsrecht für 
beide - dies auch für Anwälte und Men- 
schenrechtsorganisationen - und das Recht 
der Eheleute, einander zu sehen. e Auch 
muss Jacobo Silva wieder das Recht be- 
kommen, sich der Malerei zu widmen, und 
die beschlagnahmten Bilder sind der Fami- 
lie zurückzugeben. Sollte - ohne Folter und 
Erpressung! - keine ordentliche Anklage 
möglich sein, fordern wir die sofortige Frei- 
lassung von Jacobo Silva Nogales und Glo- 
ria Arenas Agis. Hochachtungsvoll, 
Spanischer Text des Schreibens auf 
http://mexiko-plattform.org/ 


Information über 
das Comite Cerezo, 
Mexiko 


Das Comite Cerezo setzt sich für politische 
und Gewissensgefangene in Mexiko ein. Es 
entstand als Antwort auf die Festnahme der 
Brüder Alejandro, Hector und Antonio Cere- 
zo Conteras und den Mitangeklagten Pablo 
Alvarado Flores und Sergio Galicia Max am 
13. August 2001. Ihnen wurde von Seiten der 
mexikanischen Staatsanwaltschaft vorge- 
worfen, Urheber der Sprengkörper gewesen 
zu sein, die am 8. August 2001 in einer Bank- 
filiale Banamex explodierten. Zu diesem An- 
schlag bekannte sich eine Guerillabewegung 
(Fuerzas Armadas Revolucionarias del Pue- 
blo). 

Als freiwillige und solidarische Arbeits- 
gruppe veröffentlichte und verbreitete das 
Komitee die Unregelmäßigkeiten des Falles 
und forderte die Freilassung der Festgenom- 
menen. Bei der Festnahme wurden Antonio 
und Hector Cerezo Contreras von Seiten des 
mexikanischen Militärs und Polizeieinheiten 
der Generalstaatsanwaltschaft gefoltert. Ge- 
setzlich vorgeschriebene Anforderungen wie 
ein kriminologisch-klinisches Gutachten, um 
Häftlinge in Hochsicherheitsgefängnissen zu 
verwahren, sind bis heute von Seiten des In- 
nenministeriums nicht vorgelegt worden. 

Um ihre politische Arbeit zur Verbreitung 
der Haftbedingungen von Gewissensgefan- 
genen, die Verletzung der Menschenrechte in 
den mexikanischen Gefängnissen und die 
Verteidigung der Inhaftierten zu finanzieren, 
hat das Comite Cerezo ein Cafe eröffnet, in 
dem neben politischen Aktivitäten (Ver- 
sammlungen von Menschenrechtsorganisa- 
tionen) auch kulturelle Ereignisse stattfinden 
(Kino, Fotoausstellungen). 

Aufgrund ihrer Arbeit hat das Komitee 
ständige Todesdrohungen, politische Anfein- 
dungen, Verfolgung und illegale Beobach- 
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tung erfahren. Angesichts der Gefährdungs- 
situation haben die Mitglieder des Komitees 
über die Mexikanische Liga für Menschen- 
rechte (Liga Mexicana por la Defensa de los 
Derechos Humanos) bei der interamerikani- 
schen Menschenrechtskommission vorbeu- 
gende Maßnahmen angefordert, um die kör- 
perliche Unversehrtheit ihrer Mitglieder zu 
gewährleisten. Seit Januar 2002 hat die in- 
teramerikanische Menschenrechtskommissi- 
on den mexikanischen Staat aufgefordert zu- 
sätzliche Vorsichtsmaßnahmen für den 
Schutz der Mitglieder des Komitees zu im- 
plementieren. 

Des Weiteren hat das Komitee über die Me- 
xikanische Liga für Menschenrechte beim 
Mexikoprojekt der peace brigades interna- 
tional nach internationaler Schutzbegleitung 
angefragt. Die Analyse der Gefährdung der 
Mitglieder des Komitees wurde als sehr ernst 
bewertet. Seit Februar 2002 begleitet pbi das 
Comite Cerezo. Begleitet werden vor allem 
Emiliana Cerezo Conteras aufihren Besuchen 
in den Hochsicherheitsgefängnissen und 
Francisco Cerezo Contreras auf öffentlichen 
Auftritten und während seiner Arbeit in Me- 
xiko Stadt. 

Die Bedrohungen der Mitglieder des Komi- 
tees kann in einem allgemeinpolitischen Zu- 
sammenhang gesehen werden, in dem mexi- 
kanische MenschenrechtsverteidigerInnen 
verfolgt und ermordet werden. Der Mord an 
der Menschenrechtverteidigerin Digna 
Ochoa vom 17. Oktober 2001 bleibt bis heu- 
te straflos. Sie hat in demselben Anwaltskol- 
lektiv gearbeitet, das auch die Gebrüder Ce- 
rezo Contreras verteidigt. 

Die kontinuierliche Arbeit des Komitees, 
das Veröffentlichen der Irregularitäten des 
Prozesses und die ständigen Kontakte auch 
zu internationalen Menschenrechtsorganisa- 
tionen (Amnesty International hat die Ge- 
brüder Cerezos zu Gewissensgefangenen er- 
klärt) haben im Verlauf der Jahre dazu ge- 
führt, dass auf der Hand liegende falsche Vor- 
würfe von der Staatsanwaltschaft zurückge- 
nommen werden mussten. Die Haftstrafen 
wurden gemindert und am 01.03.2006 Ale- 
jandro Cerezo Contreras von allen Anklage- 
punkten freigesprochen und aus der Haft ent- 
lassen. Er war in denselben Punkten wie sei- 
ne noch inhaftierten Brüder und der Mitge- 
fangene Pablo Alvarado angeklagt. 

Um die internationale Öffentlichkeit über 
die Haftbedingungen in den mexikanischen 
Hochsicherheitsgefängnissen zu informieren 
und internationale Unterstützung von Men- 
schenrechtsorganisationen, Organisationen 
der Zivilgesellschaften und politischen Ent- 
scheidungsträgern zu mobilisieren, unter- 
nehmen Alejandro Cerezo Contreras und 
Claudia Donaji Jimenez Rodriguez, Mitglie- 
der des Komitees, eine Öffentlichkeitsreise 
durch mehrere Länder Europas. Anfang April 
2006 waren sie schon in Deutschland und ha- 
ben aufgrund der Resonanz der Veranstal- 
tungen sich entschlossen nochmals nach 
Deutschland zurückzukommen. Diesen zwei- 
ten Teil der Öffentlichkeitsarbeit wird Clau- 
dia Donaji Jimenez Rodriguez gestalten. 


Texas: Gericht räumt Hasan Shakur 
Berufung ein 


Todesurteil 
aufgeschoben 


Washington. Wie erst am Wochenende be- 
kannt wurde, hat ein Berufungsgericht für 
Strafsachen in Texas den Hinrichtungsbe- 
fehl gegen den 1998 wegen angeblichen 
Doppelmordes zum Tode verurteilten Ha- 
san Shakur aufgehoben. Der 29jährige, der 
sich als Gefangener der New Afrikan Black 
Panther Party (NABPP) angeschlossen hat- 
te, sollte Donnerstag abend hingerichtet 
werden. Das texanische Gericht räumte dem 
Todeskandidaten jetzt ausdrücklich die 
Möglichkeit ein, den Ausgang des anhän- 
gigen Berufungsverfahrens gegen sein To- 
desurteil abzuwarten. 

Shakur bestreitet die Tat und wirft den er- 
mittelnden Polizeibeamten vor, ihn zu ei- 
nem Geständnis gezwungen zu haben. 
Jürgen Heiser, Junge Welt, 2.5. 


Kurz vor der drohenden Hinrichtung, am 
21.4. von Hasan Shakur, Minister der 
NABPP für Menschenrechte, erklärte die 
New Afrikan Black Panther Party 


Wenn die herrschenden Eliten der USA ihr 
gewaltsames Vorgehen gegen andere Natio- 
nen zu rechtfertigen suchen, dann berufen sie 
sich in der Regel auf die „Meinung der Welt- 
gemeinschaft“, die angeblich ihren Stand- 
punkt teile. Hinter der „Meinung der Welt- 
gemeinschaft“ stecken aber nur die Regie- 
rungen anderer imperialistischer Länder. Die 
Meinungen der wirklichen Weltgemein- 
schaft, die mehrheitlich aus den Völkern der 
Dritten Welt und der weltweiten Arbeiter- 
klasse besteht, und die Meinung der Mehr- 
heit der US-Bevölkerung spielt dabei keine 
Rolle. 

Den Herrschenden geht es nur um ihre ei- 
genen Interessen und die Ausbeutung weiter 
Teile der Weltbevölkerung. Die in den USA 
und Europa ansässigen multinationalen Kon- 
zerne dienen als Zentren von Reichtum und 


Macht ausschließlich diesen Interessen der 
herrschenden Eliten. Nicht anders ist es mit 
den bürgerlichen Parteien und den Regie- 
rungen, die sie fest im Griff haben. 

Wenn es um die Todesstrafenpraxis geht, 
die irrationalste Form staatlicher Gewalt, ig- 
norieren die US-Eliten eigenartigerweise die 
Meinung ihrer europäischen Verbündeten, 
die diese Praxis nach und nach angeschafft 
haben. Aus Europa werden die USA seit vie- 
len Jahren kritisiert, weil sie mit dieser bar- 
barischen Strafpraxis permanent internatio- 
nale Verträge und Normen verletzen. 

Es kann nicht geleugnet werden, dass die 
Todesstrafe vorwiegend und auf diskriminie- 
rende Weise gegen nichtweiße Menschen an- 
gewendet wird. Sie erweistsich damit im Kern 
als rassistisch und auf die Verteidigung der 
Werte weißer Vorherrschaft ausgerichtet. 
Diese Tatsache versuchen die Herrschenden 
in den USA hinter einer Fassade demokrati- 
scher und multikultureller Propaganda zu ka- 
schieren, mit der sie sich gegenüber der Welt 
als Wahrer der Menschenrechte aufspielen. 
Aber ihre reale Praxis spricht eine deutliche- 
re Sprache als ihre schönen Worte. 

Am Internationalen Tag der Menschen- 
rechte, dem 10. Dezember 2005, hat die Eu- 
ropäische Union eine Erklärung veröffent- 
licht, in der die US-Regierung, aufgefordert 
wird, die Todesstrafenpraxis zu beenden. 
Wenn es den Herrschenden in den USA also 
angeblich um die „Meinung der Weltge- 
meinschaft“ geht, die sich in diesem Fall aus 
Europa klar gegen die Todesstrafe ausge- 
sprochen hat, muss man sich fragen, warum 
die herrschende Klasse der USA trotzdem mit 
dieser Praxis fortfährt. Eine Erklärung dafür 
ist nur im Kontext der Politik der Rassen- 
trennung zu finden, die immer schon den 
Kern der Staatspolitik und sozialen Kontrol- 
le in den USA ausgemacht hat. 

Die europäischen Gesellschaften sind ge- 
genüber dem institutionalisierten staatlichen 
Töten der eigenen Bürger besonders sensibi- 
lisiert wegen der noch nicht so weit zurück- 
liegenden Erfahrung mit dem deutschen Na- 
zi-Faschismus und der noch wachen Erinne- 
rung daran. Die u.a. gegen Juden, Sinti und 
Roma, Polen und Slawen gerichteten „ethni- 
schen Säuberungen“ vor und während des 
Zweiten Weltkrieges und die erst wenige Jah- 
re zurückliegenden „ethnischen Säuberun- 
gen“ im früheren Jugoslawien wurden zwar 
von Weißen an Weißen begangen. Aber den- 
noch wurde der europäische und euro-ame- 
rikanische Imperialismus vorwiegend auf der 
Basis von Völkermord und der Versklavung 
indigener Völker aus Afrika, den Amerikas 
und Asien errichtet. Derungeheure Reichtum, 
der von den herrschenden Klassen der impe- 
rialistischen Länder dabei akkumuliert wur- 
de, ist die Basis für ihre heutige Macht und 
ihre Fähigkeit, die Mehrheit der Weltbevöl- 
kerung weiterhin ausbeuten und die unter- 
drückten Völker und Nationen ihrer natürli- 
chen Ressourcen berauben zu können. Dabei 
haben sie keine Skrupel, Menschen ohne An- 
sehen ihrer Hautfarbe und Herkunft im 
großen Stile zu ermorden, wie die imperiali- 


stischen Kriege gezeigt haben. 

In Europa hat man die breit angelegte Ver- 
nichtung von Menschen durch die Nazis klar 
als „Völkermord“ eingestuft. In den Verei- 
nigten Staaten von Amerika aber, die unter 
Begehung eines brutalen Völkermordes an 
den Ureinwohnern begründet wurden, ist das 
Töten von dunkelhäutigen Menschen, wie es 
unser Genosse, Imam Al-Amim (H. Rap Bro- 
wn) einst gesagt hat, „... so amerikanisch wie 
Kirschtorte!“. 

[Der Ex-Black Panther] Dhroruba Bin Wa- 
had hat erst kürzlich in seiner Kommentie- 
rung der Hinrichtung von Stanley „Tookie“ 
Williams erklärt: „Die Todesstrafe in den USA 
wurde immerschon als ein legales Instrument 
rassistischen Terrors eingesetzt. Die Todes- 
strafe entstand aus der Praxis des Lynch- 
mordes und übernahm auch seine psycholo- 
gische Rolle zur Niederhaltung der schwarz- 
en Bevölkerung. Vergessen wir nicht, dass es 
über jeden gelynchten Schwarze hieß, er sei 
‚eines Verbrechens schuldig« gewesen! ... In 
den USA gibt es nicht eine einzige Rechts- 
vorschrift oderein Verfassungsrecht für Men- 
schen afrikanischer Herkunft, gegen das die 
Weißen nicht ein Veto einlegen können. Da- 
zu gehört auch das Recht auf Leben. Das Le- 
ben eines Schwarzen kann jederzeit durch 
Polizisten oder Staatsbeamte beendet wer- 
den, ohne dass es Folgen für die Täter hätte.“ 

In der Realität hängt also über jedem von 
uns, der mit dunkler Hautfarbe zur Welt 
kommt, von Geburt an das Damoklesschwert 
der staatlich sanktionierten Todesstrafe. Die 
Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten 
Staaten enthält das Recht auf ein menschen- 
würdiges Leben als unveräußerliches Recht, 
aber die Sklaven mit dunkler Hautfarbe wa- 
ren nicht eingeschlossen in das „Wir, das 
Volk“, in dessen Namen die Gründungser- 
klärung verfasst wurde. Und daran hat sich 
bis heute nichts geändert. Deshalb sind wir 
weiterhin Ziel von Unterdrückung, Repressi- 
on und Völkermord. Darum geht es der herr- 
schenden Klasse der USA, und deshalb küm- 
mert sie die „Meinung der Weltgemeinschaft“ 
in Bezug auf die Todesstrafe wenig. 

In Texas, dem US-Bundesstaat mit den mei- 
sten Hinrichtungen, wo am 22. Juni 2000 un- 
ser Genosse Shaka Sankofa (Gary Graham) 
legal ermordet wurde, ist der Hinrichtungs- 
termin für Hasan Shakur, den Minister für 
Menschenrechte unserer Partei, auf den 27. 
April 2006 festgesetzt worden. Hasan Shakur 
setzt sich seit vielen Jahren unermüdlich 
dafür ein, den zwei Millionen Unterdrückten, 
die ihr Leben in den US-Kerkern fristen müs- 
sen, eine Stimme zu geben. Und er ist vor al- 
lem ein Verfechter der Menschenrechte der 
3.500 Gefangenen, die dazu verurteilt wur- 
den, vom Staat „legal ermordet“ zu werden. 

Hasan Shakur (Sklavenname: Derrick Fra- 
zier) trägt keine Schuld am Tod irgendeines 
Menschen. Die Polizisten, die ihn verhafteten 
und ihm sein Recht auf den Beistand durch 
einen Anwalt verwehrten und ihm ein 
falsches Geständnis abpressten, wussten das. 
Auch der Richter, der zuließ, dass dieses un- 
rechtmäßig zustande gekommene „Beweis- 


mittel“ vor Gericht gegen Hasan Shakur ge- 
nutzt wurde, wusste das. Und das Beru- 
fungsgericht, von dem das nur so möglich 
gewordene Unrechtsurteil abgesegnet wurde, 
wusste das alles ebenfalls definitiv. 

Rassistischer Terror und die Tradition der 
Vergeltung verlangen es, dass zwei Schwarze 
für den Tod zweier Weißer in Texas sterben 
müssen, auch wenn zumindest einer der bei- 
den unschuldig ist. Das ist die Logik des Lyn- 
chens. Und das Lynchen ist so amerikanisch 
wie Kirschtorte! Wir sind dazu verdammt, 
rechtlos zu leben, weil wir bereits „schuldig“ 
geboren wurden und von Beginn unseres Le- 
bens an dazu verurteilt sind, auf tausender- 
lei Weise marginalisiert und ausgebeutet zu 
werden. Für uns gibt es real keine garantier- 
ten Berufungs- oder Einspruchmöglichkei- 
ten. 

Deshalb müssen wir Widerstand leisten und 
für die Freiheit kämpfen - für unseren Ge- 
nossen Hasan, für alle Verdammten, für uns 
selbst und die kommenden Generationen! 
Wir grüßen unseren Genossen Hasan Shakur! 
Alle Macht dem Volk! 

Kevin „Rashid“ Johnson 

Minister für Selbstverteidigung 

New Afrikan Black Panther Party / Prison 
Chapter 

P.O. Bor 4362 

USA-ALLENTOWN, PA 18105 
Übersetzung: Jürgen Heiser 


USA müssen dem UN- 
Komitee gegen Folter 
Rede und Antwort stehen 


In der ersten Maiwoche mussten Vertreter der 
US-Regierung vor dem UN-Komitee gegen 
Folter aussagen. Das Komitee hatte der Re- 
gierung 59 Fragen, von denen sich 53 auf den 
„Krieg gegen den Terror“ beziehen. U.a. wur- 
den die US-Vertreter, darunter Barry F. Lo- 
wenkron, Staatssekretär in der Abteilung für 
„Demokratie, Menschenrechte und Arbeit“ 
im US-Außenministerium, vom Komitee auf- 
gefordert, eine Liste aller geheimen Gefäng- 
nisse und die Zahl der dort gefangen Gehal- 
tenen sowie deren Staatsangehörigkeit und 
die Gründe für ihre Gefangenschaft vorzule- 
gen. Die US-Vertreter wurden auch nach Ein- 
zelheiten der „außergewöhnlichen Überstel- 
lungen“ von Gefangenen in Drittländer - fak- 
tisch besteht kein Zweifel daran, dass diese 
von den USA häufig angewandte Praxis da- 
zu dient, die Opfer in anderen Ländern fol- 
tern zu lassen - befragt werden. Eine Spre- 
cherin der Menschenrechtsorganisation „Hu- 
man Rights Watch“ sagte dazu: „Was dies so 
bemerkenswert macht, ist, dass dies das erste 
Mal ist, dass die Vereinigten Staaten sich für 
ihre Folterungen im Hinblick auf einige der 
seit dem 11.9. eingeführten Praktiken ver- 
antworten müssen“. Als Unterzeichner der 
UN-Konvention gegen Folter sind die USA 
verpflichtet, sich den Fragen des UN-Komi- 
tees zu stellen. 
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In seiner Eröffnungsrede tat Lowenkron so, 
als wären nicht bereits zahllose Zeugenaus- 
sagen und Dokumente an die Öffentlichkeit 
gelangt, die die regelmäßige Folterung von 
Gefangenen durch die USA und in ihrem Auf- 
tragt belegten. 

Vor wenigen Tagen erst hatte amnesty in- 
ternational den USA in einem Bericht vorge- 
worfen, Gefangene in den USA selbst wie im 
Ausland „Folterund anderen grausamen, un- 
menschlichen oder erniedrigenden Behand- 
lungen oder Bestrafungen“ zu unterwerfen. 
In US-Gefängnissen übten Polizeikräfte ex- 
zessive Gewalt aus, Häftlinge würden mit 
Elektroschocks gefoltert, es existierten Hoch- 
sicherheitstrakts mit innumanen Lebensbe- 
dingungen. In den US-Gefangenenlagern in 
Afghanistan, Irak, auf Guantanamo und an- 
derswo gehörten Folter und Misshandlungen 
zur Tagesordnung. ai kritisierte, dass kein ein- 
ziger ranghoher Funktionsträger zur Re- 
chenschaft gezogen sei. Stattdessen versuche 
man, den Begriff der Folter einzuengen. Die 
US-Bürgerrechtsorganisation „American Li- 
berties Civil Union“ (ACLU) legte ebenfalls er- 
neut zahlreiche Dokumente vor, die die Or- 
ganisation aufgrund von Anfragen im Rah- 
men des US-Informationsfreiheitsgesetzes 
erhalten hatte. Diese belegen zweifellos, dass 
die Folterung von Gefangenen seitens der 
US-Behörden nicht nur geduldet, sondern 
vielmehr direkt gefordert worden ist. 

Auch wenn das UN-Komitee angesichts der 
erdrückenden Beweislast zu dem Schluss 
kommt, dass die USA für die Folterung von 
Gefangenen verantwortlich ist, kann es kei- 
ne Sanktionen verhängen. 

Quelle: www.freace.de, Standard, 5.5. 


Mit einer Urgent Action dokumentiert am- 
nesty international einen Fall von Folter 
UA-Nr: UA-084/2006 

AI-Index: AMR 51/067/2006 

Datum: 11.04.2006 


USA: Jumah Al-Dossari 


Der im US-Gefangenenlager Guantänamo 
Bay auf Kuba inhaftierte bahrainische 
Staatsbürger Jumah Al-Dossari hat im März 
2006 versucht, sich das Leben zu nehmen. 
Seit seiner Inhaftierung im Januar 2001 soll 
er bereits mehrere Selbstmordversuche un- 
ternommen haben. Seinen Angaben zufol- 
ge ist er in der Haft gefoltert worden. Die 
US-Behörden verweigern den Rechtsan- 
wälten jegliche Informationen über den 
derzeitigen Gesundheitszustand von Ju- 
mah Al-Dossari. 

Rechtsanwälte anderer Gefangener, die 
ihre Mandanten im März dieses Jahres be- 
suchen konnten, erfuhren, dass Jumah Al- 
Dossari vor kurzem einen Suizidversuch 
unternommen hatte, indem er versucht hat- 
te, sich die Kehle durchzuschneiden. Dies 
war möglicherweise sein zwölfter Selbst- 
mordversuch. Unterlagen der Behörden aus 
Guantanamo, die seit kurzem nicht mehr 
der Geheimhaltung unterstehen, enthalten 
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Am 26. April fand in New ork City eine der größten Antikriegsdemonstrationen der letz- 
ten Jahre statt. Nach unterschiedlichen Angaben demonstrierten zwischen 300.000 und 
350.000 Menschen für den sofortigen Abzug der US-Truppen aus Irak und gegen einen 
drohenden Angriff auf Iran. Unter den Teilnehmern waren auffallend viele Gewerk- 
schaftsmitglieder und Veteranen des Irak-Krieges. Die Demonstration soll den Auftakt 
einer großen Kampagne werden. Einige Gruppen wie hier im Bild wandten sich einfalls- 
reich gegen die Folter auf Guantanamo und in anderen Gefängnissen und Lagern der 


USA. 


ebenfalls einen Vermerk über den Selbst- 
mordversuch. Die Anwälte des Gefangenen 
haben um Informationen über ihren Man- 
danten ersucht, konnten aber bislang nichts 
über seinen Gesundheitszustand in Erfah- 
rung bringen. 

Robert Durand, ein Kommandant der US- 
Marine und Sprecher der US-Behörden in 
Guantänamo Bay, erklärte gegenüber Jour- 
nalisten Anfang dieses Monats, es habe am 
11. März 2006 einen Selbstmordversuch in 
dem Gefangenenlager gegeben und der Ge- 
fangene, dessen Namen er nicht nannte, be- 
finde sich in einem klinisch stabilen Zu- 
stand. Der Sprecher wies außerdem darauf 
hin, dass ein einzelner Gefangener, bei dem 
es sich um Jumah Al-Dossari handeln soll, 
zwölf der insgesamt 39 Selbstmordversu- 
che in Guantänamo verübt habe. 

Jumah Al-Dossari war Ende 2001 in Pa- 
kistan festgenommen und mehrere Wochen 
lang von den pakistanischen Behörden in 
Gewahrsam gehalten worden. Vertreter der 
US-Behörden flogen ihn dann zum US- 
Luftwaffenstützpunkt im afghanischen 
Kandahar und überführten ihn von dort 
nach Guantanamo Bay. Jumah Al-Dossari 
ist seinen Angaben zufolge in der Haft ge- 
foltert worden, unter anderem mit Schlä- 
gen, Morddrohungen, langer Einzelhaft, 
extremer Kälte und sexuellen Übergriffen. 

In einer im Juli 2005 verfassten Stellun- 
gnahme von Jumah Al-Dossari, die amne- 
sty international vorliegt, schrieb er: ,„... 
diese furchtbaren Folterungen und diese 
widerwärtigen Angriffe, die eine Erniedri- 
gung waren und die ein Schandfleck der 
Geschichte bleiben; immer wenn ich daran 
zurückdenke, frage ich mich, wie mein wei- 


ches Herz dies aushalten, wie mein Körper 
den Schmerz der Folter ertragen und wie 
meine Psyche diesen Druck aushalten 
konnten. Wie sehr wünsche ich mir, dass 
ich diese Erinnerungen und Gedanken aus- 
löschen könnte“. Die vollständige Stellun- 
gnahme finden Sie auf Englisch unter 
http://web.amnesty.org/library/Index/EN- 
GAMR511072005. 

Am 15. Oktober 2005 versuchte Jumah 
AI-Dossari, sich während eines Gesprächs 
mit seinem Rechtsanwalt nach dem Toilet- 
tengang zu erhängen. Im November 2005 
erklärte er dann gegenüber seinem Anwalt, 
er wolle sich das Leben nehmen, um der 
Welt zu zeigen, dass die Haftbedingungen 
in Guantänamo Bay nicht zu ertragen sind. 
Er sagte außerdem, dass er seinen Selbst- 
mord in der Öffentlichkeit begehen wollte, 
um zu verhindern, dass die Militärbehör- 
den die Tat verschleiern konnten und sein 
Tod nicht anonym bliebe. Durch den Selbst- 
mordversuch erlitt er einen Rückenwirbel- 
bruch und musste mit 14 Stichen am rech- 
ten Arm genäht werden. 


Hintergrundinformationen 


Die ersten Gefangenen wurden im Januar 
2002 auf den US-Marinestützpunkt Gu- 
antanamo Bay verlegt. Derzeit sind dort 
rund 490 Männer aus etwa 35 Ländern 
rechtswidrig inhaftiert. Berichte der Gefan- 
genen und ihrer Rechtsanwälte deuten dar- 
auf hin, dass die Inhaftierten in Guantäna- 
mo und anderen Hafteinrichtungen der US- 
Behörden gefoltert werden. Viele der Ge- 
fangenen haben versucht, sich das Leben 
zu nehmen. 


Türkei 


Weitere Gefangene 
beginnen das Todes- 
fasten 


Wir dokumentieren die Erklärung einer 
Gruppe von Gefangenen, die mit dem To- 
desfasten gegen F-Typ-Gefängnisse und 
Isolationshaft begonnen haben. 


Die Fahne des Widerstandes, die wir von 
unserer Genossin Fatma Koyupinar über- 
nommen haben, wird ab dem 1. Mai 2006 
unsere 13. Gruppe tragen! 

Wir werden bis zum Sieg Widerstand leis- 
ten! 

Unser Volk! Als freie Gefangenen haben wir, 
als wir uns auf den Weg begaben, alle ein 
Versprechen abgegeben: Wir haben einen 
Schwur geleistet, dass wir bis zu unserem 
letzten Atemzug für die Befreiung unseres 
Volkes kämpfen werden und dass wir bis zu 
unserem letzten Atemzug der Revolution und 
dem Sozialismus verbunden sein werden. Mit 
den F-Typ-Gefängnissen und der Isolation 
haben sie versucht, uns davon abzubringen, 
für die Unabhängigkeit, die Demokratie und 
den Sozialismus einzustehen. Wir haben 
nicht akzeptiert. Um uns gefangen zu neh- 
men, damit wir von unseren Gedanken ab- 
lassen, haben sie Massaker begangen. Wir ha- 
ben nicht von unseren Gedanken abgelassen. 
Wir setzen unseren Widerstand gegen die F- 
Typ Gefängnisse und gegen die Isolation im 
6. Jahr fort. 

Bis zum heutigen Tag haben zwölf Todes- 
fastengruppen die Fahne unseres Widerstan- 
des getragen. Unsere gefangenen Genossin- 
nen und Genossen waren immer Freiwillige, 
die wie Kriegerinnen und Krieger, die das Sy- 
stem der Unterdrückung angreifen, die Fah- 
ne des Widerstandes an den vordersten Stel- 
lungen trugen. Unsere letzte Gruppe war bis- 
her die 12. (Fidan Kalsen) Todesfastengrup- 
pe. Unsere drei Genossinnen und Genossen 
Farul Kadioglu, Serdar Demirel und Fatma 
Koyupinar sind nacheinander gefallen. Und 
als die 3. Widerstandskämpferin der 12. To- 
desfastengruppe, Fatma Koyupinar, in die 
Unsterblichkeit verabschiedet wurde, hat die 
13. Todesfastengruppe die Fahne des Wider- 
standes übernommen. Während in unserem 
Land und auf der Welt die roten Fahnen am 
1. Mai 2006 wehen, werden sich drei revolu- 
tionäre Gefangene in ihren Zellen die roten 
Stirnbänder anlegen. 

Folgende gefangenen Genossinnen und 
Genossen werden innerhalb der 13. Todesfa- 
stengruppe das Todesfasten beginnen: 
Kamil Karatas: F-Typ Gefängnis von Sincan; 
Sevgi Saymaz: Gefängnis von Usak; Mustafa 
Tosun: F-Typ Gefängnis vin Tekirdag Nr. 2 

Unsere 13. Todesfastengruppe trägt den 
Namen „Cengiz Soydas Todesfastengruppe“. 
Cengiz Soydas ist unser erster Gefallener in 
den F-Typ Gefängnissen. Er fiel am 21. März 
2001 in den Zellen des F-Typ Gefängnisses 


von Sincan. (...) Bis jetzt haben wir 122 Ge- 
fallene. Niemand soll daran zweifeln, die Op- 
fer, die wir gebracht haben, sind der Werte, 
für die wir einstehen, würdig. Um mit unse- 
rer Würde und unseren Gedanken leben zu 
können, um unsere Gedanken hinsichtlich 
der Unabhängigkeit, der Demokratie und des 
Sozialismus verwirklichen zu können, sind 
wir bereit, jedes Opfer zu bringen. 

Die Isolation ist ein Teil der Politik des Im- 
perialismus und seiner Handlanger, die Völ- 
ker der Erde gefangen zu nehmen und die 
Hoffnung der Revolution und den Traum vom 
Sozialismus von der Erdoberfläche zu ver- 
bannen. Wir werden das nicht zulassen. Wir 
werden weiterhin unsere Körper als Barrika- 
den dafür einsetzen, dass die Völker der Er- 
de nicht gefangengenommen werden können 
und dass die Hoffnung der Revolution und 
der Traum vom Sozialismus nicht vernichtet 
werden können. 

Unser Widerstand gegen die Isolation dau- 
ertin den Zellen und draußen an. Er wird bis 
zum Sieg andauern. 

Die Isolation wird beendet werden! 

Es würde unser größtes Glück sein und uns 
mehr Kraft in diesem Kampf geben, würden 
wir unser Volk, unsere Genossinnen und Ge- 
nossen, unsere Freundinnen und Freunde in 
diesem würdevollen Kampf an unserer Seite 
sehen. (... ) 

30. April 2006 
DHKP-C-Gefangenenorganisierung 


Bahar Kimyongür in den 
Niederlanden verhaftet 


Kurz vor dem Berufungsprozess in Brügge 
wurde Bahar Kimyongür, Sprecher des Brüs- 
seler DHKC-Informationsbüros, von der nie- 
derländischen Polizei verhaftet. Während 
sich die weiteren Angeklagten Musa Asao- 
glu, Sükriye Akar und Kaya Saz trotz der ge- 
richtlichen Entscheidung in Totalisolation 
befinden, wurde Bahar Kimyongür auf will- 
kürliche Weise in der Nacht vom 27. zum 28. 
April 2006 in den Niederlanden festgenom- 
men, am 1. Mai dem Haftrichter vorgeführt 
und anschließend verhaftet. Nun fordert der 
Staatsapparat der Türkei seine Auslieferung. 
Die Gesetzeslage erlaubt es den Niederlan- 
den, Bahar Kimyongür, welcher belgischer 
Staatsbürger ist, an die Türkei auszuliefern. 

Die Internationale Plattform gegen die Iso- 
lation erklärte am 30. April zur Festnahme 
von Bahar Kimyongür: 

„Bahar Kimyongür, Sprecher des DHKC- 
Informationen Büros in Brüssel und einer der 
Angeklagten im politischen Prozess in Brüg- 
ge, wurde in Holland in der Nacht vom 27. 
auf den 28. April verhaftet. 

Der Versuch der Kriminalisierung von pro- 
gressiven Kräften in Europa in Zusammen- 
arbeit mit dem türkischen Regime hat ein ern- 
stes Niveau erreicht, und Holland hat ein wei- 
teres Beispiel für diese Ungerechtigkeit dar- 
gelegt. Bahar Kimyongür wurde Donnerstag 
Nacht verhaftet, nachdem die holländische 
Polizei ihn in einem Auto zusammen mit ei- 


ner anderen Person, ungefähr 40 Kilometern 
von Amsterdam angehalten hatte. 

Kimyongürs belgischer Rechtsanwalt, Karl 
Alexandre gab an, dass es keinen zugelasse- 
nen Grund für diese Verhaftung gab. Bahar 
Kimyongür hat weder an einer gewalttätigen 
Aktion teilgenommen noch war es beim Ver- 
fahren gegen ihn in Belgien zu einer Ent- 
scheidung gekommen. Der Berufungsprozess 
in Belgien wird zwischen dem 8. und 12. Mai 
stattfinden. 

Es besteht kein Beschluss, der ihm verbie- 
tet, das Land zu verlassen. 

Bahar Kimyongür ist belgischer Bürger und 
hat seinen regulären Wohnsitz in Brüssel. 

Sein Rechtsanwalt erklärt, dass Bahar 
Kimyongür von der Polizei bei Schipool (Am- 
sterdam Flughafen) festgehalten wird. Der 
angegebene Grund ist ein internationaler 
Haftbefehl und der Auslieferungsantrag der 
Türkei ... Alexandre gab an, dass Bahar 
Kimyongür vor kurzem in einen Hungerstreik 
getreten ist, um gegen seine willkürliche Fest- 
nahme zu protestieren. Obgleich die Türkei 
kein gesetzliches Recht hat, um die Ausliefe- 
rung eines belgischen Bürgers zu erbitten, 
denken wir, dass es wichtig, die Öffentlich- 
keit über diese Tatsachen zu informieren und 
unverzüglich die Freiheit für Bahar Kimyon- 
gür zu verlangen! ... 


Freiheit für Erdogan Elmas 


Der seit neun Jahren in der Schweiz lebende 
politische Flüchtling Erdogan Elmas wurde 
letzen Monat von der Polizei verhaftet und 
ins Gefängnis gebracht, um danach der Tür- 
kei ausgeliefert zu werden. Grund der Ver- 
haftung ist, gemäss Anwalt, folgender: Als 
DHKP-C Mitglied habe Erdogan vor zehn 
Jahren an einer Aktion in der Türkei teilge- 
nommen. Gestützt auf Aussagen von ver- 
hafteten Personen, hat die türkische Regie- 
rung Erdogan auf die Suchliste von Interpol 
gesetzt und die Schweiz gebeten, ihnen Er- 
dogan auszuliefern. Erdogan Elmas, welcher 
in Basel für seine Teilnanhmen an antiimpe- 
rialistischen und anarchistischen Aktionen 
bekannt ist, wurde von seinen Freunden nicht 
alleine gelassen. Vor einigen Wochen forder- 
ten sie in der für ihn organisierten Demon- 
stration seine Freiheit. Nach dem 1. Mai wird 
in einer großen Demonstration gegen die Ver- 
haftung von Erdogan und das Überwei- 
sungsvorhaben der Schweizer Regierung 
protestiert. Gemäss einigen erhaltenen An- 
gaben, sind drei weitere Personen, deren Na- 
men noch nicht bekannt sind, in der selben 
Situation wie Erdogan. Jedoch wurde dies of- 
fiziell nicht bestätigt. Mit der Verhaftung von 
Erdogan bekräftigt die schweizerische Regie- 
rung die Taten des faschistischen Regimes der 
Türkei und trägt somit Mitschuld daran. 
Wir, das Tayad Komitee Schweiz, wollen 
deswegen, dass die Schweiz von dieser Mit- 
schuld absieht und Erdogan Elmas sofort 
freilässt. 
Freiheit für Erdogan Elmas! 
Tayad Komitee Schweiz, 25.04.2006 


15 


„Jch lebe, 
trotz allem...” 


Interview mit Pinar Selek in der 
türkischen Tageszeitung Sabah (Auszug) 


Wie wir berichteten, wird die Soziologin Pinar 
Selek zu Unrecht eines Bombenanschlags be- 
zichtigt. Am 17. Mai wird sie vielleicht zum 
letzten Mal auf der Anklagebank im Prozess 
Platz nehmen. Wir dokumentieren auszugs- 
weise ei Interview mit der türkischen Tages- 
zeitung Sabah, Übersetzung und Quelle: ISKU 


Was haben Sie vom Leben erwartet, Pinar? 

Ich wollte als eine glückliche und freie Frau 
leben... Wie das gehen soll, wusste ich nicht. 
Ich muss dieses Leben verstehen, sagte ich mir, 
muss mich selbst verstehen. Glück konnte ich 
nur über Verständnis erleben, denn je mehr 
der Mensch versteht, desto eher ist er in der 
Lage, zu lieben. 


Manchmal nehmen wir viele Risiken in Kauf, 
um zu begreifen und zu empfinden, was ge- 
schieht. Meistens geraten wir dann in Wider- 
spruch mit den Autoritäten ... 

Aber ich gehöre nicht zu denen, die nach 
bunten Sachen suchen, um einem langweili- 
gen Leben zu entfliehen. Diese Menschen be- 
wegen sich von einem Gebiet zum nächsten 
und gehen auf Konsum basierende Beziehun- 
gen ein. Bei mir war das nicht so. Ich wollte 
unbedingt Soziologie studieren und habe ei- 
nen sehr guten Abschluss gemacht. Mein Uni- 
versitätsleben spielte sich auch nicht nur auf 
den Fluren und in der Mensa ab. Ich bin viel 
rumgekommen, habe diese Stadt, das Leben, 
die Gesellschaft betrachtet. Ich habe immer 
versucht, alles zu studieren, zu analysieren 
und etliche Male über die Dinge nachzuden- 
ken. Ich habe mir die Gesellschaft aus ver- 
schiedenen Perspektiven angeguckt. Meine er- 
ste Station waren die Medien. Ein Jahr lang 
habe ich beim Fernsehsender ATV gearbeitet. 


Und direkt danach kamen die Roma, Prosti- 
tuierte, Straßenkinder, Transvestiten, Trans- 
seruelle, Diebe... 

Ohne zu begreifen, was auf den hinteren 
Fluren der Gesellschaft abläuft, hätte ich auch 
die Gesellschaft nicht verstehen können. Ich 
ging zu den Roma und versuchte, das Leben 
mit ihren Augen zu sehen, ihre Heimatlosig- 
keit, ihre fehlende Identität zu begreifen. Auch 
zu Sexarbeiterinnen habe ich geforscht. Die- 
se Themen sagen viel aus über die Realität der 
Gesellschaft. Man bekommt ein ganz anderes 


Das Gefangenen Info ist aus dem Angehörigen Info 
hervorgegangen. Es erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nach- 
richtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig- 


Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer Kamp 25, 20359 
Hamburg. \V.i.S.d.P. : Christiane Schneider. Redakti- 
onsanschrift u. Bestellungen: GNN-Verlag, Neuer 
Kamp 25, 20359 HH, Tel.: (040) 43188820, Fax: 
(040)43188821, eMail: gnn-hhsh@hansenet.de - 


Gesicht der Gesellschaft zu sehen. Das Gesicht, 
das ich sehe, ist anders, als das, was sich der 
Prostituierten Sevda zeigt. Ich habe mit 
Straßenkindern auf der Straße gelebt, habe 
Männerkleidung angezogen und die Nächte 
mit ihnen verbracht. Ich habe versucht, die 
Sprache der Diebe zu verstehen. So hat mei- 
ne Arbeit begonnen und so ging sie weiter. 
Diese Arbeit hört nicht auf ... (...) 


Vor Schmerz sind Sie nie davon gelaufen, war- 
um? 

Es gibt einen Unterschied zwischen Unglück 
und Schmerz. Es stimmt, ich habe viel Schmerz 
erlitten und das ist auch nicht vorbei, aber ich 
bin nicht unglücklich. Und ich habe meinen 
Schmerz nie verborgen. Eigentlich komme ich 
mit allem, was mir widerfahren ist, klar, weil 
ich nichts verheimliche. Ich erinnere mich dar- 
an, dass ich sofort zu meinen Eltern gelaufen 
bin, als ich das erste Mal meine Regel bekam. 
Über alles wurde offen geredet, nichts wurde 
verheimlicht. In einer solchen Atmosphäre bin 
ich aufgewachsen. Nach dem Militärputsch 
1980 war mein Vater im Gefängnis. In Brie- 
fen beschrieb ich ihm die Jungen, die mir ge- 
fielen. 


Wen oder was versuchten Sie zu verstehen, als 
sich die Explosion im Misir-Basar ereignete? 
In jener Zeit versuchte ich die Gründe für 
den Krieg im Südosten zu begreifen. Ich hat- 
te von den kurdischen Aufständen gelesen und 
versuchte ihr kollektives Gedächtnis zu er- 
gründen. Ich fragte mich, welche Lieder sie 
singen und was sie sich für Geschichten er- 
zählen. Ich sprach mit Menschen, die Krieg 
führten, darüber, wie sie sich gegründet hat- 
ten, wie sie den Krieg definierten und begrif- 
fen, wie ihre interne Hierarchie aussieht, wel- 
che negativen Auswirkungen der Krieg hat, 
wofür sie am Anfang kämpften und was sie 
jetzt machten. Es handelte sich um eine theo- 
retische und historische Untersuchung, die 
auch Kritik beinhaltete. Es war bekannt, dass 
ich gegen Militarismus und Gewalt bin. (...) 


Wann haben Sie erfahren, dass Sie der Explo- 
sion im Misir-Basar angeklagt werden? 

Das habe ich erst im Gefängnis erfahren. Es 
war fürchterlich. Meine Untersuchung wurde 
während meiner Festnahmedauer völlig igno- 
riert. Die Aussage, dass in unserem Atelier ei- 
ne Bombe gefunden wurde, ergab sich auch 
erst nach meiner Festnahme. Über meine Per- 
son wurde eine Drohung an viele Soziologen, 
Forscher, Intellektuelle ausgesprochen. 


Was war das für ein Atelier? 
In diesem Atelier wurden aus Müll Kunst- 
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werke hergestellt, sozusagen als Lektion an die 
Konsumgesellschaft. Eine Bombe wurde dort 
nicht sichergestellt, ich möchte, dass das alle 
wissen. Ich habe mit den Menschen außerhalb 
meiner Forschung keine Beziehung gepflegt. 
Eine Werkstatt, die gegen jede Form von Ge- 
walt kämpft, ist terrorisiert worden. Dieser Ort 
war bekannt. Hier arbeiteten Leute, die aus der 
Gesellschaft ausgegrenzt wurden. Hinterzim- 
mer gab es nicht und die Tür stand offen. Nor- 
malerweise mögen die Diebe keine Klebstoff- 
schnüffler und beide mögen keine Transvesti- 
ten, aber wenn ihnen gesagt wurde, das sind 
alles Freunde von Pinar, dann bemühten sie 
sich umeinander und versuchten, die gegen- 
seitige Diskriminierung zu überwinden. 
Während des Prozesses kam einer von ihnen 
und sagte zum Richter, was soll das für eine 
Bombe sein, Pinar hat nicht einmal zugelas- 
sen, dass Klebstoff dorthin mitgebracht wur- 
de. Ich sagte ihm, er solle nicht kommen, weil 
er Ärger kriegen könnte, und er antwortete: 
„Ich bin doch nicht gekommen, um Dich zu 
verteidigen, sondern mein Atelier.“ (...) 


Haben Sie Angst, Pinar? 

Ich habe Angst, aber die Angst beherrscht 
mich nicht. Meine Neugier, mein Interesse wa- 
ren immer stärker als meine Angst. Ich lebe 
mit der Angst wie mit dem Schmerz. Bei der 
Folter werden die Stromschläge bei jedem 
Menschen an einem anderen Körperteil ein- 
gesetzt. Bei mir haben sie es am Kopf gemacht 
und es war sehr hart, wie eine Schockthera- 
pie. Zu jener Zeit las ich über Geisteskranke 
und über das, was mit Verrückten gemacht 
wird. Ich las Foucoult. 


Innerhalb der letzten sieben Jahre haben Sie 
außerdem einen sehr schweren Autounfall 
überlebt. Was hat sich dadurch geändert? 
Nach dem Unfall bin ich neu geboren. Es ist 
eine sehr außergewöhnliche Sache, dem Tod 
so nahe zu kommen. Wir sagen immer, dass 
das Leben kurz ist, aber wir leben, als ob wir 
niemals sterben würden. Ohne den Tod ken- 
nen zu lernen, fühlt man das Leben leider auch 
nicht ganz. Ich habe zum Beispiel das Meer 
immer sehr geliebt. Früher habe ich oft lange 
auf das Meer geschaut, aber wenn ich jetzt das 
Meer betrachte, fließt es in mich ... Ich weiß 
jetzt, dass das Leben sehr kurz ist. Unnötige 
Dinge werfe ich über Bord und erleichtere da- 
mit mein Leben. Zurück bleiben die Dinge, die 
es wirklich wert sind. Der größte Schmerz in 
meinem Leben war der Verlust meiner Mutter. 
Jeder Mensch glaubt, dass seine Mutter un- 
sterblich ist. Wenn sie dann plötzlich geht, 
fehlt einem der Halt. Diesen Schmerz fühlt 
man bei jeder Bewegung und jedem Atemzug. 
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